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11()()1) q Sechstes Kirchengesetz 
vom 29. März 1998 

zur Änderung der Kirchgemeindeordnung 
der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 

.\rtikel 1 

Das Kirchengesetz vom 20. März 1969 über Jie Kirchgemein­
derndnu11g der Evangeli,ch-Lutherischen LanJe,kirche Mecklen­
burgs I K . .\Bl S. 2.'\), zuletzt geändert durch Kirchengesetz \Oll1 
23. J1.Lir1 1997 / K \ Rl S. -lh 1 \\'ird wie· rulgt .�c·'.indcn:

� 1 

Anderung de, s Sei Kirchgemeindec,rdnung 

� Xb Kirchgemeindeordnung wird wie folgt geändert: 
1. Kummer 2 erhält folgenden Wortlaut:

.. 2. L\1c· l:i11ric·htu11g 1u<111lic·hn l'rc·digt,Lillc'll 1� \() :\h,. � 1 

Ulld cliL' ·\urt'ahc· \'()11 l'rc·dighl'.illc'll.''.
2. In Kummer 5 wird der Punkt durch ein Kumma er,etzt.
3. E, \\ird eine neue ','ummer 6 hinzugefügt mit folgendem

\\'urtlaur:
,.6. Be,c·hWsse de, Kirchgemeinderate,. die das gottesdiemtli­
ch,· I .c·hc·n in hc,ondc'le'r \\ e·i,c· lwr(ihrc'II „ 

,\11ckrung de,� 87 h.11L'11gerneindcordnung 

� 87 Kirchgemeindeordnung\\ ird \\ ie folgt geändert: 
Nummer 20 erhfü folgrnden Wortlaut: 
.. den cntgcltlieilc·n und 11ncntgcl1lic·hc•n Ernc•rh. die \'c•r'.iulkrung 
nckr lkla,1u11:-2 \ 1lll (,111nd,t(1c·ke·11. lcrhlnurc•c·l1tc11 u11d :1mkrc·n 
grund,tücbgk-1chcn Rechten ,m\ Je: dc·n l·:rnerh \•lll Re·ehlen an 
fremden Grund,tücken und grunchtücksgh,ichen Ree·htcn ein­
:;chließlich der im Zusammenhang mit notariellen Recht,geschäf­
ten zu erteilenden Vollmachten:· 

:htikl'i 2 

Dieses Kire·hengesetz tritt zum l .-\pril 1998 in Kraft. 

Die lande,,: rmde hat das n,rLtchccnde Kirchenge,er7 mit der 
1(1r dic ric,,·hlui\l,1\\llll_l' über die· Kirehc'll\'CJ'LJL:,lJllg [1(1[\\'l'lldi­
gc'll r-.khrhc·1t he•,c·ldm,c·n. d:t, h1cTlll1t \ c'r"iimkl \\ 1rcl 

Schwerin. 1-1-.. .\pril 1998 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

[ksll' 
[,,llilk,bi,l'ih)t 

466.01/1 Kirchengese_tz 
vom 29. März 1998 

über die Pastorenvertretung der Evangelisch-Lutherischen 
Landeskirche Mecklenburgs 

ll1e· 1',1,[()J'Cll. dc'IIL'll e·rne' l'lalTLic'lil' odc·\ ci11e· allgc111cin"ir,·li­
lic·hc· \ulg,ilK' in ckr l·.\,ll1gc·l1sch-l,ulhc·ri,e·he·11 l,a11dc,l-.i1<he· 
lvkckle1rburg, übtertragen i ,r. bilden zur\\ ahrnehrnung der l1HcT­
essen der Pastoren an der rechtlichen Gestaltung der Dienst\'er­
hältnisse und an den sie betreffenden Personalangelegenheiten 
eine Pastorcnvertretung. 

§2 

( 1) Der PastorenYertretung gehören an:
a) ein gewählter Vertreter je Kirchenkreis,
b) je ein tents,.mdter Vertreter aus eiern Verein Meckknburgischer

Pastorinnen und Pastoren und dem TheologinnenkonYent.
wenn die für eine Entsendung erforderlichen Voraussetzungen
gegeben sind.

(2) Jeder Kirchenkreis wählt ein Mitglied und einen Stellver­
treter in die Pastorenvertretung. Die in eine allgemeinl-.irchliche 
Aufgabe berufenen Pastoren wählen im Kirchenkreis ihres 

Dienstsitzes gemeimam mit den im Gemeindepforr:1mt ,tehenden 
Pastoren. 

(31 1 kr \'nl'lll JVkcklc11hurg1,e·heT l'as1ori1111c·11 1111d l\1s1ore11 
ist zur EntsenJung eines Venreter, in die PastorenYertretung 
berechtigt, wenn mindestem ein Drittel aller Pastoren im aktiven 
Dienst der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklen­
burg, eiern Verein angehören. Der Entsandte muß Inhaber einer 
Pfrrrrstelle �ein. 

(-1) Der Thcologinnenk01went ist zur Entsendung einer Vertre­
terin in die Pastorenwrtretung berechtigt. wenn mindestens die 
Hälfte aller Pastorinnen im aktiven Dienst der Evangelisch­
Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs dem Theologinnen­
konvern angehören. Ditc Entsandte muß Inhaberin einer Pfarrstel­
le ,ein. 

(5) Sind die für eine Mitgliedschaft in der Paslorenverlretung
erforderlichen Voraussetzungen nach Absatz 3 und 4 nicht gege­
ben. nimmt die betreffende Vereinigung durch einen entsandten 
Vertreter beratend an den Sitzungen der Pastorell\·ertretung teil. 
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(h) l)ic· \ ,·rcinigung ;-, lcd lc11hurgisc·her Vik:1111111e11 und Vika­
re. Gcmcindcpü,L1goginnen und G.:mcindepädag,igcn i111 Vorbe­
reitungsdiemt und in den er,ten Dienstjahren und Pastorinnen 
und Pastoren 1n den ersten D1emtjahren kann einen Vertreter in 
die Pastoren1 enretung entsenJen. der mit beratender Stimme an 
ckn Sit1.u11_crn der Pastnrcm c-rtrcn111g teilnimmt 

(1) Die . .\mtszeit der Pastorem ertretung beträgt sechs Jahre.
Die Pastnren1 ertrcrung führt die Geschfük his zur Übernahme 
durch die 1wugc·hildcte Pastor,·111 ,·rtrctung weiter 

(2) Die regelmäßigen Wahlen zur Pastoren, ertretung finden
alle ,echs Jahre in der Zeit , om 1. Juli bis 3 L Daember statt; die 
Amtszeit der bisherigen Pa,toren,·ertretung endet am 31. Dezem­
ber 1998. 

13) l)ic· \\ahl im Kircltcnl,.r,·i, lcikt der n:1ch Lcbc·nsjahrcn
älteste Prnp,t. Er lädt die im Kirchenkreis 1, ahlberechtigten 
Pastoren zu einer Wahlversammlung ein. 

(4) Da, nähere Wahlverfahren regelt eine Wahlordnung, die
die Kirchc·nkitung crl:ißt. 

( 1) Die Zugehörigkeit zur Pastorenvertretung ruht für ein Mit­
glied. gegen da, ein förmlich<", Verfahren nach ckm Disziplinar­
gcsL't1. cing,·ktt,·t und L'inc 11llLiufigc Dil'nstcnthd,ung \crfügt 
i sl. 

(2) Die Zugehörigkeit zur Pascorenvertretung endet bei Über­
nahme eines kirchenleitenden .-\mtes, einer Versetzung in den Ruhe­
stand oder einem Wegzug aus dem Kirchenkreis. Si<" endet ferner 
hci einer VL'rsc·uung in dl'n \\"anc'sland durch die Dis1iplinarkam­
rner oder hc-i Bc·c·mligung d,·, Di,·11.slwrliiiltnisscs :d, Pastor. 

(3) Scheidet ein Mitglied au, der Pastorem ertretung aus.
rückt der Stell\ ertreter nach. Scheid<"t auch der S telh ertreter aus. 
soll für die noch laufende Amtszeit eine Neuwahl in dem betref­
fenden Kirchenkreis erfolgen. 

(1) Die Pastorenvertretung vertritt die beruflichen, wirtschaft­
lichen und sozialen Interessen der Pastoren und Vikare. 

(2) Die Pastorenvertretung ist zu beteiligen:
a) vor dem Erlaß kircbengesetzlicher und sonstiger allgemeiner

Regelungen. die das Dienstverhältnis, die Besoldung, die Ver­
sorgung, die Aus- und Fortbildung sowie die weiteren sozialen
Belange der Pastoren und Vikare betreffen.

b) vor der Aufstellung von Grundsätzen cler Personal- und Stel­
lenplanung für clie Pastorenschaft.

(3) In Personalangelegenheiten ist die Pastorenvertretung ent­
sprechend den jeweiligen kirchengesetzlichen Regelungen zu be­
teiligen. 

1-I) l)ic Pastor,·111 crlretun:c w!ihlt d1,· Vcrtrctcr der !-.1 ange­
lisch-Lutheri�ch.:n LandL�,kirchc l\k<:J..knburgs in die C,,:,ann­
pfarrervertretung der Vereinigten E1 angeliseh-Lutherischen Kir­
che Deutschlands. 

,:'i) DiL' Pastorcmcrtrctung nimmt 1111 iihrigen alle 1hr durch 
f-.:1rchl'ngc·sc·t1. odc1 ,lln.,tigl' l<q.'L'itlllg,·n ;ugl'\\ icsL'lll'll .-\Ulg,1hc·t1 
und fkfugni:,sc \\ .thr 

16) Die Pastorem enretung ist zur Wahrnehmung ihrer . .\ufga­
ben von den wesentlichen Sachverhalten und beabsichtigten 
:\faßnahrncn rechtzeitig und umfassend 1u informieren .. -\uf Ver­
I.111gl'n der Pastorc·111c·rtrctung ist d1,· ,\ngelegl"nhcit 111i1 ihr 1u 

c·n,rtcrn. 

17) Weicht eine Stt"llungnahme der Pastorenwrtretung , on der
. .\n,ieht des Leitung,urgans ab. soll der Oberkirchenrat die Ange­
legenheit mit der Pa,torenvertretung in einem Gespräch mit d<"m 
/iel einet· Finigung c·riirtern. Lif.\t ,ic·h c'inL' Finigung 111c·ht c'rrei­
c·hc·n. entsd1eidc:t d,1, Leitungsorgan in c·igcnc'r Vcrant1111rtung 
und gibt der Pasturcnverlrctung seinc: Fnbchcidung ,chriftlich 
unter Angabe der Gninde bekannt. 

§6

1 I J DiL' Pastor,·n\l'rlretung tritt n:tch Bcd,trfaufFinLtdung LiL'> 
Vorsitzenden zu,amm<"n. mindesten:; jedoch einmal im Jahr. Der 
Wahlleiter des Kirchenkreises Gü;;trow lädt die gewählt<"n und 
entsandten Mitgli<"der zu ihrer ersten Sitzung ein. Unter s<"iner 
L<"itung wiihlen di<" Mitglieder einen \"orsitzenden und einen 
S lc· 11 vertrctcr. 

( 2) Auf Verlang1:n Jcs überkirchenratt::s oder von mindest1:ns
Z\\ ei Mitgliedern Jer Pastorenvertretung muß der Vorsitzende die 
Pa,torenvertretung innerhalb von zw<"i Wochen einberufrn. 

l>I Die' Tage,mdnung ist mit der FinLidung bcka11nt1ugcht:11.

(-1) ht ein Mitglic·d vcrhimlcrt. an dl'r Sit1ung der l'astorl'n­
\ ertretung teilzunehmen. tritt sein Stt"lh <"rtreter mit allen Befug­
nissen an seine Stelle. 

l 5) Der Ohcrkirc hcnrat lädt die Pastorenvertretung r<"gel­
m:il.\ig. jc·doch mindc·stc·ns einmal im J,1hr. 1u (iL"spriichcn c·in. 

§7

( 1) Die Pastorenvertrt:tung ist beschlußfähig, wenn minde­
stens die Hälfte ihrer Mitglieder anwesend ist. 

(2) Die Beschlüsse werden mit einfacher Mehrheit gefaßt. Bei
Stimmengleichheit ist der Antrag abgelehnt. 

(3) In eigenen Angelegenheiten können die Mitglieder der
Pastorenvertretung weder mitberaten noch mitentscheiden. Sie 
betreffende Angelegenheiten werden in ihrer Abwesenheit ver­
handelt. 

( 4) Über die Ergebnisse der Beratung sind Protokolle anzufer­
tigen unter Angabe von Ort. Datum und Teilnehmern. Sie sind 
vom Vorsitzenden sowie mindestens einem weiteren Mitglied der 
Pastorenvertretung zu unterschreihen. 
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§8

Die \1itgliedcr der P.1,t<1rcnvertrc·tung und ihre Stcll\crtrctcr 
sind \ erpflichtet. über die ihnen bei der Au,übung ihres Amtes 
bekanntgewordenen Angelegenheiten Stillschweigen zu bewah­
ren. Dic,;e Schweigepflicht besteht nicht für Angelegenheiten. die 
offenkundig sind llder ihrer Bedeutung nach keiner Geheimhal­
tung bedürfen. Die Schweigepflicht besteht auch nach dem Aus­
scheiden aus der Pastorem ertretung. Die Schweigeptlichr besteht 
nicht t'egenüher den a1H.lercn Mitgliedern der Pastorem enretung. 

( 1) Der Vorsitzende führt die Geschäfte der Pastorenvertre­
tung. Er nimmt die an die Pastorcm ertretung gerichteten Anfra­
gen und Eingaben entgegen. 

(2 \ Der Vor,it1ende ,ucht die C,emeinschaft mit den anderen 
Pastorenvertretungen in den C,licdkirchen der Lvangeli,d1en Kir­
che in Deutschland und berät mit ihnen gemeinsame Anliegen. 

§ 10

( l .1 "Jot wendige Sach- und Rei,ekusten lür die Arbeit und C,c­
schäftsführung der Pastorenvertretung werden von der Landes­
kirche nach den geltenden Ordnungen erstattet. 

t2\ Die zur Ausübung der Aufgaben als Mitt'lied der Pastoren­
vertretung erforderlichen Reisen sind Dienstreisen. Sie erfordern 
eine Genehmigun/2" hzw. eine Beauftragung durch den Vorsitzen­
den und sind 1.km Dienstaufsichhftihrenden anzuzeigl'n. Stehen 
dringende die11:,tliche Belange der Reise entgegen. kann der 
Diensraufsichtsführende die Reise \ erweigern. 

§ 11

Amh und }·unktionsh<:'1eichnunt2en in diöl'lll Kirc·hengesetz 
geiten in dcrjeweib weiblichen und nüinnlichen Form. 

§ 12

( l J Die hestehende Vertretung der Pastorenschaft bleiht bi,
zum \blauf ihre1· Wahlperiode im .\mt. 

(2 l Die ersten Wahlen zur Pa,torenvertretung nach diesem 
Kirche11ge,ct1 linden im Zeitraum 1. Juli bi, _,[. De1emher Jl)<Jx 
statt. Die von den Kirchenkreisen Wismar, Schwerin und Parchim 
gewählten Mitglieder bleiben bis zum Ablauf der Amtszeit der 
neugebildeten P:1storenwnretun!' im Amt. � 4 Abs.-' Sat1 1 gilt 
entsprechend. 

§ 13

Dieses Kirchengesetz tritt mit Wirkung \ om 1. April 1998 in 
Krart. (ileich1eitig trill da, Kircheni'esct1 \um.,. April JLJ64 ühn 
die Vertretung der Pastorenschaft der Evangelisch-Lutherischen 
Landeskirche �1ecklenburgs (KABl S. 45) außer Kraft. 

Die Landess} node hat das vor,tehende Kirchengesetz be­
sch[(),,,,en. das hiermit \erkündet \\ird. 

Schwerin, 14. April 1998 

Der Vprsitzendc der Kirchenlcitunt' 
Beste 
Landesbischof 

813.12/14 Kirchengesetz 
vom 29. IVlärz 1998 

über die Sicherung und Nutzung kirchlichen Archivgutes 
(Archivgesetz) 

Inhaltsübersicht 
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§ 2 Begriffsbestimmungen
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§ l 3 Aufgaben der Archive der Kirchgemeinden und Kirchenkreise

Vierter Abschnitt: 
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§ l ➔ Regelungsbefugnisse
§ 15 Sprachregelung
� 16 Inkrafttreten. A ußerkrafttreten
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Erster .\hsl'hnitt: 
Allgemeine Bestimmungen 

§ 1
Geltungsbereich 

( 1) DiL·,c, Kirchenge,ctL 1cgelt den llmgang mit kirchlichem
Archivgut liJr die Lande,kird1e. ihre KirchgcmL·indcn und Kir­
chenkreise sowie für ihre unselb'-ländigen Werke und Einrichtun­
gen (im folgenden: kirchliche Stellen). 

(2) Dieses Kirchengesetz gilt für die kirchlichen Werke. Ein­
richtungen und Stiftungen 11iit eigener Recht,persönlichkeit. 
wenn und .,oweit die 1ust:indigen Organe die ( hnnahme diese, 
Kirchenge,etzes beschlossen haben. 

� 2 
Begriff,bcstimmungen 

( 1) Kirchl id1es Archivgut ,md alle an.:hi\\VLirdigen, zur dau­
ernden Autbewahrung bestimmten Unterlagen. die 
1. bei kirchlichen Stellen entqanden sind,
, von kirchlichen Archiven zur Ergänzung ihres Archivgutes

erworben oder ihnen üherci_Q.nct worden sind. 
3. kirchliL·hen Archiven dtm·h Dauerleihvertrag (1hergehen wur­

den ,ind ( [ )eposita).

(2) Archivwürdig sind Cmerlagen, die auf Grund ihrer kirch­
lichen, rechtlichen. wirtschaftlichen, sozialen oder kulturellen 
Bedeutung für die Erforschung und das Verständnis von Ge­
schichte und (,egcnwart. für die kirchliche (ieset1geh11ng. Recht­
sprechung und Verwaltung\ un bleibendem Vvcn sind und die aul 
Grund \'Oll Rechtsvorschriften oder zur Sicherung berechtigter 
Belange Betroffener dauernd c1ufzubewahren sind. 

(3) lnterlagen sind Akten. Kirchenbücher und andere Amts­
biicher, l 'rkundc11. Hancbchril'tcn und anderc '>chriftsliicke. Da­
teien. ;untli,·he DruckschriltL·n. Pl:ine. Karten. Plakate. Siegel. 
Petschafte. Bild-. Film- und Tondokumente ,\1\\ ic sonstige, auch 
maschinenle,bare Informations- und Datenträger. Unterlagen 
sind auch die zur Auswertung. Sicherung und '\utzung erforderli­
chen Hilfsmittel und Programme. 

� 3 
Kirchliche ArchiYe und ihre Aufgaben 

( 1) Die kirchlichen Stellen errichten und unterhalten Archi­
ve für das in ihrem Bereich entstandene Archivgut. Sie können 
durch Rechtsakt gemeinsame Archive für mehrere Rechtsträger 
en-ichten oder ihr Archivgut einem anderen kirchlichen Archiv 
im Geltungsbereich dieses Kirchenge,etzes als Depositum zur 
Verwahrung übergeben. Verträge sind schriftlich abzufassen 
und bedürfen der Genehmigung des Oberkirchenrates. Die je­
weiligen Eigentumsrechte am Archivgut bleiben davon unbe­
rührt. 

(2) Die kirchlichen Archive haben die Aufgabe, das Archivgut
in ihrem Zuständigkeitsbereich 

1. festzustellen, zu erfassen, zu bewerten und aufzunehmen,
2. auf Dauer zu verwahren, zu sichern. instandzusetzen und zu

erhalten,

• zu cr,chlicl:\en. nut1.har 1.u mach,·n. rnr die Benut1ur1g hc·reit­
zustcllen und auszuwerten.

§4
Verwahrung. Sicherung und Erschließung 

( 1) Kirchliche.s :\rchivgut ist un\e1iiul:\erlich. E:, darf nm mit
Genehmigung des Oberkin.:henrate;, an andere Archive al'o Depo­
situm abgegeben werden. 

(2) Die kirchlichen Stellen hahen die notwendigen organisato­
ri,chen. teclrnische11 und personelkn 1\lal:lr1ahmen LU trelh:n, um 
die dauernde ,\uföc\vahrung. Erhaltung und ßenu1J.ha1kcit de, 
Archivgutes zu ge\, ährleisten sowie de'5en SchutL rnr unbefug­
ter Benutzung, \ or Beschädigung oder Vernichtung sicherzustel­
len. Insbesondere sind geeignete Maßnahmen zu treffen. um vom 
Zeitpunkt der Cbemahme an solche Cnterlagen zu sichern. die 
pcr,oncnbu.ogenc Daten enthalten oder Rechtsvorschriften liher 
( icheimhaltung unterliegen. 

(3 J Für die Erfüllung ihrer Aufgaben dürfen die kirchlichen 
,\rehive das Archi\·gut in maschinenle,barer Form erfa"en. spei­
chern und in geeigneter Form weiterbearbeiten. 

1-+I Die kirchlichen Archive diir!cn personenhewgenL· Daten 
rnnerhalh der in >: genannten Schu\/lri,ten nur miteinander ver­
knüpfen. wenn die schutzwürdigen Belange Betroffener oder 
Dritter nicht verletzt werden. 

*5

Benutnrng durch die abgehende Stelle 

( 1) Kirchliche Stellen. bei denen das Archivgut enbtanden ist.
,owie die zu,tiindige Aufsichbbehörde haben ein uneinge­
schränkte.s Recht auf unentgeltliche Einsichtnahme und '\utzung 
ihres Archivgutc, 

(2) Ah,atz I gilt nicht für personcnhewgcne DatL'll. die aur
Grund einer Rechts\·orschrift hätten gesperrt oder gelöscht wer­
den müssen 1. In diesen Fällen besteht das Recht auf Benutzung
nur nach Maßgabe des § 7 und nur zu den nach diesem Kirchen­
gtsel/. 1.ulässigen Zwecken. 

§6
Benutzung durch Dritte 

( I) Kirchliches Archivgut ist öffentlich zugänglich nach Maß­
gabe dieses Kirchengesetzes. 

(2) Jede Person, die ein berechtigtes Interesse glaubhaft
macht. hat dm, Recht, kirchli..:hes Archivgut auf Antrag nach Maß­
gabe dieses Kirchengesetzes und der dazu erlassenen Ausfüh­
rungsbestimmungen zu benutzen. Besondere Vereinbarungen mit 
Eigentümern von privatem oder öffentlichem Archivgut und 
testamentarische Bestimmungen bleiben unberührt. 

Vgl. § 2 Abs. 5. § 3. § 4. § 5. und§ 16 Kirchengesetz über den 
Datenschutz (Rechtssammlung Teil l K.-18) und § 15 Daten­
schutzausführungsverordnung (Rechtssammlung Teil 1 K. 482) 
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(3) Ern berechtigtes lnteresse ist rnsbesonJere gegeben, wenn
die Benutzung zu kirchlichen. amtlichen, wissenschaftlichen, hei-
111a1k11ndlidw11 (1,kr !"a111ilic·nc'escl1i,htlic·he11 Z\1·ec·ke11 ,,,\er nir 
Wahrnd1rnung herechtigtn pcrsönlicht:r Belange beantragt wird. 

141 hir die Fknut1unc2 werden Ci,'hührrn nhohc•n . .\!iihc•rc, 
regelt Ji,· (id,ül11,·nurdnung. 

('i) Bl'nurzn sind vcr17tlichtct. ,on einem 1111 Druck. maschi­
ncn,,·lmi'tlic·h p,lc-r in ,1nd,-rn \Vc·is,· \L't·\ic·llciltigtcn \\,·1-k, cl.1s 
unter \I esentlicher Verwendung von kirchlichem Archi \ gut ver­
faßt oder erstellt 11 orden ist. dem kirchlichen .-'\rchiv unaufgefor­
dert un,1um·ntgcltlid1 111indc,1cns c111 llclq,c,c1nplar ah;ulicl'crn. 

16) Die Benutzung kann nach 1!Jßgabe dieses Kirchengeset-
1cs an llcdingu11g,·n 11nd .-'\11llagcn gchumkn wc-rJcn \Uihcres 
regelt die Benuuungsordnung. 

§7
Schutzfristen 

11 l .-'\rc·hi1 �,ut dar!' lrühcstens 3(1 fahre' mc·li der k:1,-1,·11 inhalt­
lichen Ergänzung der Unterlagen benutzt werden 2.

(21 .-'\rL·l1i1gut. cLis sich nad1 Sl'tlll'r Zwc,·Uw,1i1111nu11g mk1 
nach seinem wesentlichen Inhalt auf natürliche Personen bezieht 
(personenbezogcnes Arclm gut). Jarf frühe;,tens l O Jahre nach 
dc·m T, ,d dn hc"',rofknen l'n,011 , Hin Pn,011,'11 hc·11ut1t werden. 
Ist das ludcsphr nicht oder nur mil unvertretbarem Aufo :md fest­
stellbar. endet die Schutzfrist 90 Jahre nach der Geburt. Die 
Schm1frist nach \hsatz I bleibt in _icdcl\l Lkr in Sa11 1 und ::> 
gc11anlllrn Lille u11hcrühn. Ist a11Lh d,ts Cichun,jahr dem 1-.irdili­
chen .-'\rchiv nicht bekannt. endet die Schutzfrist für personenbe­
zogene, Archi, gul 60 Jahre nach F.nt,;tehung Lkr Unterl:1gen. 

(3) Für personenbezogenes Ar,hivgut. Jas auf Grund von
Rechts I orschri ft<cn besonderer Geheimhaltung unterliegt. finden 
die im Ku11J,,sar,·hi1g,·s,·tJ kstgL·kg1,·11 Frist,-11 :\111\l'11,lu11g. 

(41 Yor Ablauf der SchutLfrist m,·h Absatz l kann im Einzel­
fall a11f Antrag dil' Bem111u11g ge1wlrn1igr wc·r,kn 1Ausnalrn1egc-­
ndu11igu11g), so11 eil � 8 111,ht cntgcgcmtcht oder die,'\ urzung zu 
wissen,chaftlichen Zweckl'n erfolgt. 

('i I l)ic in d,·11 .\b<itZL'II 1 1111d 7 l,·stgcicgll'tl Sdrnvlri,ten 
ten nicht für Cmerlagen, die bereits bei ihrer Entstehung zur Ver­
öffentlichung bestimmt oder der Öffentlichkeit zugänglich waren. 

(6) Die in Absatz 2 festgelegten Schutzfrbten gelten nicht für
Archivgut, das die Tätigkeit von Personen der Zeitgeschichte do­
kumentiert. ,ofern ihre persönlichen Lebensverhältnisse nicht 
betroffen sinJ. Gleiches gilt für Amtsträger. soweit sie in Aus­
übung eines kirchlichen Annes oder einer kirchlichen Funktion 
gehandelt haben. Die schutz11 ürdigen lnteres,en Dritter sind 
angemessen zu berücksichtigen. 

(7) Vor Ablauf der Schutzfristen nach Absatz 2 kann im Ein­
zelfall auf Antrag die Benutzung genehmigt werJen (Ausnahme­
genehmigung). wenn 
1. die betroffene Persern oder nach ihrem Tod deren Ehegatte,

Kinder oder Eltern in die Benutzung eingewilligt haben oder

'.2 Vgl.§ 5 Abs. 1 dieses Kirchengesetzes. 

2. die Benutzung zur Behebung einer bestehenden l:lcweisnot
oder aus som tigen im rechtlichen Interesse eines Dritten lie-
12rn,k-n Crün,kn um·rLii.\lid1 isl ,,dL'I

3. Jie Benutzung für die Durchführung eine:, wissemch;1J'tlichen
Vnrhabens erforderlich ist und wenn sichergcstelll ist dal)
,c-lrnt1würdigc Bc•langc- der i1L'\n,1l,·1h:n Pl'!son und Drittn nicht
bcc111t(id1tigt 11crdcn. 1lJcr wenn das iiffL'llllic-hl.: oder l,1rdilid1c
Interesse an der Durchführung de, wissensclrnftlichen Vorha­
ben, die schuuwürdigen Belange der betroffenen Pcr,on erhch­
li,·h üherwic:gt und dn :t1,ed: ,kr h1rsch1111." ;1ur a11clne Weis,·
nicht oder nur mit umerhältnismM\igern Aufwand erreicht wer­
den kann. Werden die Forschung,crgebni"e veröffentlicht, so
sind die pcr,lltlL'llhL'/ll:,'<·11c11 ,\ng"hc·n au, eiern Archi1 gu1 wcg­
zula,sen, so lern der F,xschungs111 eck dies zuläßt.

IX I Vor AhL111f 1011 S,·lrn11fristc-11 kann d;is kirc·hli,·h,· ,\rchi1 
Ausklinltc aus Jcm Arch11 gut erteilen, soweit� 8 nicht ,·ntgcgen­
steht. 

((): Untcrlagrn 1011 BcrnLUng"tcllcn und lkratcm. Jte Jurcli 
§ 20.'l Abs. 1 Nr. 4 und 'Jr. 4 a dc:s Strafgesetzbuche., geschüt7t
sind, dürfen nur in anonrn1i,ierter Form an kirchliche Archi1 e
iiherg,·hcn und ,lmt nur ") b,:nul!l 1,-rnk11 Im Lihri,.cL'll darl
Archi1 gut, das dem Schurz von s ::'03 Abs. 1 bis J dl's Strafge­
setzbuches unterliegt, solange nur in anonymisierter Form
he11ut1I werden_ wie die S,·hu11fri,ll'11 l:1uk11. ll1,· 8enu11.u11t'- v,111
Archi\ gut. das der Geheimhaltungspflicht nach§ 203 Ahs. 1 oder
3 de, Strafgcset1.buchs unterlegen hat. kann eingeschriinkt oder
,ersa:ct wnden. soweit di,·, 1ur W:ihrung sc·lrn1111·iirdi.�,·r lklan­
gc Betroffener erforderlich ist.

(101 Die Scl11111fris(cn nach Ah,e1l1 1 bis_, kiinncn. 11cn11 die, 
im kir,·hlichcn Interesse' gclwtcn i,1. um 1;.ing,tL'.IIS 2(1 J:tlm· 1cr­
längen werden. 

i 111 ;tusLincli�, lür d11' Aus11al1111,·gL·nch1111gu11.�cn 11ad1 Ab­
satz -1 und 7 ist der Leiter des kirchlichen Archivs. Gegen desse11 
Entscheidung i,t Bescl1\1·erde beim Oberkirchenrat möglich. 

( 1 ::> 1 Zuständig für die Verlängerung der Fristen nad1 Ab­
satz 10 ist der Oberkirchenrat. Ciegen dessen Entschc:idung 1st 
Bl'sLh1, c-rdc h,·i der Kirch,·11lei1u11g rniiglich 

§8

Ein�chriinkung und Vcr,agung der Benutzung 

( 1) Die Benutzung ist einzuschränken oder rn versagen, soweit
I, Grund zu der Annahme besteht, daß der Landeskirche. der 

Evangelischen Kirche in Deutschland, einer ihrer Gliedkir­
chen oder einem der glicdkirehlichen Zmarnmenschllisse 
wesentliche Nachteile entstehen. 

2. schutzwürdige Belange Dritter entgegenstehen,
3. Rechtsvorschriflen über Geheimhaltung verletzt würden,
4. Jer Erhaltungszustand des Archivgutes beeinträchtigt \Vürde

oder einer Benutzung enlgegcnstehL
'i. durch die Benutzung ein nicht vertretbarer Verwaltungsauf­

wand entstehen würde oder 
6. Vereinbarungen entgcgens1ehen. die mit Eigentümern aus An­

laß der Übernahme getroffen wurden.

(2) Zuständig für die Einschränkung oder Versagung der
Benutzung, ausgenorrnnen Absatz I Nr. 1. ist der Leiter de, kirch­
lichen Archivs. Gegen dessen Entscheidung ist Besch\verde beim 
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( )hLTk irc·h,·111:,1 miigl id1. Zu,l:u1dic2 riir die E111,, hrä11k1111t' ()( k1 
\'t;rsi1gung der lknuln1ug nach .\bs:il/: l Nr. 1 1,1 der Olx:rk.ir­
chenrat. Gegen dessen Entsc:he1dung ist Besch\\ erde bei der Kir­
chenleitung mciglich. 

� 9 

Rcd1tsans1iriichl' hetroffcucr l'n,onen 

( 1 J Betrofknen Per,onen 1,1. unabhängig \'On den Schutzfristen. 
auf Antra:,,: .-'\u,kunft über die 1111 A.rchi\gut 7U ihrer Per,on enthal­
tenen Datc>n 111 erteilen, SO\\ c>it da, Archi1·gut durch '-<amc>n dL'r Per­
" >ncn crschl,",cn i,1. ,\n,tclk ein Au,ku11r1 kann ,b, kirL·hliL·hc 
,,\rch11· l·.i11,i,-hl in die: l 'nlnl.,�c·n _�n1;ihrL'll, 'iO\\c'II ,,·hull\l'iirdigc 
Belange llrilter angemessen ber•;icksichtigt werden und keine Grün­
de für eine Ein,chränkung oder Versagung der Btnutzung nach 
Maßgabe de,; ? 8 entgegenstehen. Die Versagung oder Einschrän-
1-cung der Ei1Ncht in die Unterlagtn ist zu begründen. 

(21 E111 durch Rcchh\c>h,·lmlkn ).'L'rcgc'llc1 \11,pnich aur 
nachtriigkhe Berichtigung oder Löschung \ 1111 L 11lcrl:1gc11 ist 
nach der Cbernahme der Cnterlagen in Jas kirchliche Archiv zu 
gewährlei ,ten, Dit Berichtigung hat in der Wei,e zu erfolgen. daß 
die betroffene Person amtliche Schriftstücke über den als richtig 
r,•,1gc,tc lltcn ',achvcrhall ( \ · rtc Ilc. hchiirdlichc' Erl-.1:irungen lL ä.) 
,mkgl u11cl ,·i11c schrirtlichc' Lrkliirnng d,1riihc·r ,lc-111 1\rdii1gu1 
bcigdügl 111rd. 1\11 Stelle de'! l .,isl'lnmg lrill die· Spc1Tu11g n,1ch 
� 7 Abs. -1 

(3 J Be, unzulässig erhobenen Daten bleibt der Rechtsanspruch 
auf 1 ,ü,chung unberiihrt. 

i-1-1 H,·strcilc'n hctrnlfrnc l'c'rsoncn die R1,h11:ckcit der sie: 
betreffenden personenbezogenen Dalen und laL\t ,k'h weder dii: 
Richtigkeit noch die Unricht1gl-ceit feststellen. kcinnen sie verlan­
gen. dal3 dem Archivgut ihre Gtgendarstellung beigefügt wird. 
Nach ihrt>m Tod steht das Gegendarstellungsrecht dem Ehegatten. 
den Kin,krn ,,,kr Ellern 1t1. 

( 5 l Die (icgcmlarstl'llung J,cdarf der Selm flform und muß I un 
der betroffenen Person oder einer der in Absatz -1- Satz 2 genann­
ten Personen unterzeichnet ,ein. Sie muß sich auf Tatsachen be­
schränken und darf keinen ,traföaren Inhalt haben. 

((11 i-;Lir Likl!irungc'n na,h \hsal1 2 und (ic�c·ndarslcllungrn 
!,'.ilt LliL· S,l1L1l1iri,1 cks 1\rch1\ 'c'lllc',. a11r da, ,1,h cli,· Lrkliirung 
oäer Gegendarstellung beziehl. 

(7) Das ErkHirungs- und Gegendarstellungsrecht nach den Ab­
sützen 2 und 4 gilt nicht für amtliche Niederschriften und Berich­
te über Sitzungen der gesetzgebenden oder beschließenden Orga­
ne sowie für Niederschriften und Urteile der Gerichte. 

§ 10
Verschwiegenheitspflichten 

Die Mitarbeiter der Archive sind. soweit sie nicht auf Grund 
anderer kirchlicher Bestimmungen zur Verschwiegenheit wr­
pflichtet wurden, bei Aufnahme ihrer Tätigkeit auf die Einhaltung 
des Datenschutzes zu verpflichten. 

Z\H·ite1· Abschnitt: 
.\rehiv der Landc,kirehc 

§ 11

Aufgaben und Befugnisse des Landeskirchlichen Archh s 

1 1) Das l.,1mlc·,k1r,·hl1chc ,\rcl111 1,l ilir die Sich,-r1111g und 
\c-r11allunf des .\r,lmgulc:s der Landeskirche und ihrc-r lltt.<lh­
,tändigen Werke und Einrichtungen zuqzindig. 

(2) Das Lande,kirL·hliche Archi1 beriil die kirchlichen Stellen
bc'i der Sichcrun:c und Verwaltung ihrer l 'nterlatzen im Hinblick 
dtll c·111c ,päil'rL' \rc h1\·icrun).'. 

13) Das Lande,1-.irchliche Archi1 nimmt Aufgaben im Rahmen
der archiYarischen Aus- und Fortbildung wahr. 

1-1-J Da, Landeskirchliche Archi1 11 lfkt an der Au,wenung des 
1 ,,11 ihm \'Cr\\ ahn,·11 \rclm·_!.'ulcs ,1,1>. i,· .111 der 1 :rrorsc·l11111g und 
\ c'rn1i1tlt111g i11,h,·" >11,krc dn Kircl1c·11cc·schichlc mil und ki,tcl 
da;u eigene Bc1tritt2e 

15) Das Landt<k irchliche Archiv übt die Fachaufsicht über das
kirchliche Archi111 e-;en in der Lande,1-.irchc aus. lm Rcthmen der 
hchaufsichl 'iind ckr I .ciler llllcr von ihrn hcauftrngte Mit:u\7,'iter 
b,-r,·chtigl. die 11,·i1,-r,·11 kirchlichL'll .\r,lmc 1u iihcrpriil,·11. 

(6) Das Lande,kirchliche Archiv nimmt die Aufgabe der lan­
deskirchlichen Archi I pllege wahr. 

* 12

Anbiet ung. Be\H•rtung und C lwrnahml' 

( 1) Die landeskirchlichen Diensts tel Jen. unselbständigen \\'-:rke
und Einrichtungen t anbietungsptlicht1ge Stellen) haben dem Lrn­
de,kirchlichen Arclm alle Unterlagen. die sie zur Erfüllung ihrer 
.\ufgahcn nichl mc"hr hcniiligcn. u111 n1üglid1 und uni cr'i11dcrl 
,1n1uhicle11 und. ,, <\\ cit ,ic archi 1 ''- ti rdi g ,im!. /ll iih,·1 gc'hc11. 
l. ntcrlagc'n sind .,piilc,lcm 30 Jahre 11acl1 ihrer lclLlcn mhalt!td1cn
Ergänzung anzubieten. soweit nicht Rechtsvorschriften andere
fristen festlegen.

�,·11cn Datc11. ,\11,�c·n1H111m·n ,ind lJ:11,·11. einen Spcichcrun� nicht 
1uL1.ssig war. u11d ,·1t2c·11c ,'\ur1cil'imu112'c'IL die l';1s1or,·11 uncl .tndc­
re \1itarbeiter in Wahrnehmung ihre, Seeborgeauftrage, gemaL·ht 
haben. Unterlagen von Beratungsstellen und Beratern, die durch 
§ 203 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 4 a des Strafgesetzbuches geschützt
sind. dürfen nur in anonymisierter Form an kirchliche Archive 
übergeben und von diesen übernommen werden. 

{3) Für maschinenlesbare Datenbestände sind Art und Um­
fang sowie die Form der Übermittlung der anzubietenden Daten 
festzulegen und bereits bei der Speicherung zwischen der anbie­
tenden Stelle und dem Lande,kirchlichen Archiv abzusprechen. 

{4) Die anbietungspflichtigen Stellen haben dem Landeskireh­
liehen Archiv auch Exemplare aller von ihnen herausgegebenen 
oder in ihrem Auftrag erscheinenden Veröffentlichungen zur 
Übernahme anzubieten. 

(5) Dem Landeskirchlichen Archiv ist von der anbietungs­
pflichtigen Stelle Einsicht in die Findmittel. auch in die maschi-
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nenlesbaren, und in die zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr 
benötigten Unterlagen zu gewähren. 

(6) Das Landeskirchliche Archiv entscheidet über die Archiv­
würdigkeit der angebotenen Unterlagen (Bewertung) und über 
deren Übernahme in das Archiv der Landeskirche oder ein ande­
res kirchliches Archiv. Vor dieser Entscheidung dürfen Unterla­
gen von der anbietungspflichtigen Stelle ohne Zustimmung des 
Landeskirchlichen Archivs nicht vernichtet werden. Näheres 
regelt die Aufbewahmngs- und Kassationsordnung. 

(7) Das Landeskirchliche Archiv hat übernommene Unterla­
gen. die nicht archivwürdig sind, zu vernichten. 

(8) Das Landeskirchliche Archiv kann auch l:ntcrlagen zur
vorläufigen Aufbewahrung übernehmen, deren Aufbewahmngs­
frist noch nicht abgelaufen ist oder die noch nicht archivisch 
bewertet worden sind (Zwischenarchivgut). 

Dritter Abschnitt: 
Archive der Kirchgemeinden und Kirchenkreise 

§ 13
Aufgaben der Archive der Kirchgemeinden 

und Kirchenkreise 

( 1) Kirchgemeinden und Kirchenkreise treffen im Rahmen
ihrer Leistungsfähigkeit in Absprache mit dem Landeskirchlichen 
Archiv die notwendigen Maßnahmen zur Archivierung des 
Archivgutes, das bei ihren Organen, Werken und Einrichtungen 
entstanden ist. Sie können gemeinsame Archive mit anderen 
Rechtsträgern errichten. Sofern sie kein eigenes Archiv unterhal­
ten, bieten sie ihre Unterlagen dem Landeskirchlichen Archiv zur 
Archivierung als Depositum an. Sie sind berechtigt, vom Landes­
kirchlichen Archiv die Rückgabe ihres Archivgutes zu verlangen, 
sobald sie ci n eigenes Archiv errichtet haben. Ordnungs- und Ver­
zeichnungs arbeiten sind vom Landeskirchlichen Archiv oder im 
Einvernehmen mit ihm \'Orzunehmen. 

(2) Die Kirchgemeinden und Kirchenkreise und ihre Dienst­
stellen, Werke und Einrichtungen haben ihrem Archiv alle Unter­
lagen. die sie zur Erfüllung ihrer Aufgaben nicht mehr benötigen, 
unverzüglich und unverändert anzubieten und, soweit sie archiv­
würdig sind, zu übergeben. 

(3) Absatz 1 gilt auch für alle Unterlagen mit personenbezo­
genen Daten. Ausgenommen sind Daten, deren Speicherung nicht 
zulässig'war, und eigene Aufzeichnungen, die Pastoren und ande­
re Mitarbeiter in Wahrnehmung ihres See!sorgeauftrages gemacht 
haben. Unterlagen von Beratungsstellen und von Beratern, .die 
durch § 203 Abs. 1 Nr. 4 und Nr. 4 a des Strafgesetzbuches ge­
schützt sind, dürfen nur in anonymisierter Form an kirchliche 
Archive übergeben und_von diesen übernommen werden. 

( 4) Das Landeskirchliche Archiv entscheidet über die Archiv­
würdigkeit der Unterlagen (Bewertung) und über deren Übernah­
me in das zuständige kirchliche Archiv. Vor dieser Entscheidung 

dürfen Unterlagen von der anbietungspflichtigen Stelle ohne 
Zustimmung des Landeskirchlichen Archivs nicht vernichtet wer­
den. Näheres regelt die Aufbewahrungs- und Kassationsordnung. 

(5) Die Veränderung und Verlegung von kirchlichem Archiv­
gut bedürfen der Genehmigung des Oberkirchenrates nach den 
allgemeinen Vorschriften: das Landeskirchliche Archiv ist dazu 
zu hören. 

(6) Bei Gefahr im Verzug für das Archivgut kann der Oberkir­
chenrat die zur Sicherung und Bergung des Archivgutes notwen­
digen Maßnahmen treffen: das Landeskirchliche Archiv gilt hier­
zu als beauftragt. lm übrigen bleiben die Pflichten der kirchlichen 
Aufsichtsbehörde unberührt. 

Vierter Abschnitt: 
Schlußvorschriften 

§ 14
Regelungsbefugnisse 

Die Kirchenleitung kann Näheres durch Ausführungsbestim­
mungen regeln, insbesondere 
1. die Benutzung kirchlichen Archivgutes (Benutzungsordnung),
2. die Erhebung von Gebühren und die Kostenerstattung bei der

Benutzung kirchlicher Archive (Gebührenordnung),
3. die Aufhewahrung, Aussonderung und Vernichtung (Kassa­

tion) von kirchlichem Schriftgut (Aufbewahmngs- und Kassa­
tionsordnung).

§ 15
Sprachregelung 

Personen- und Funktionsbezeichnungen gelten jeweils in der 
weiblichen und männlichen Form. 

§ 16
Inkrafttreten, Außerkrafttreten 

(]) Dieses Kirchengesetz tritt am 1. April 1998 in Kraft. 

(2) Gleichzeitig treten die Verordnung betreffend Archivalien­
schutz vorn 24. September 1936 (KABI S. 97) und die Bekannt­
machung des Oberkirchenrates über die Einrichtung eines Lan: 
deskirchenarchivarntes vom 16. November 1936 (KABl S. 101) 
außer Kraft. 

Die Landessynode hat das vorstehende Kirchengesetz be­
schlossen, das hiermit verkündet wird. 

Schwerin, 14. April 1998 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 
Beste 
Landesbischof 
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225.65/29 Beitritt zur Vereinbarung 
über die evangelische Seelsorge 

im Bundesgrenzschutz 

Die Kirc·lwnkitung hat den Beitritt der 1.anck,kirchc ;ur Vcr­
c111barung über die cvangcl1sd1c Seelsorge 1m 13umksgrcnL­
schutz beschlossen. 

Die\ crctnbarun).'. aus dc111 Jahr l '!r,5 wird nac·hstchcnd \cröl'­
fentlicht. . .\ußer den damaligen Vertrag,partnern sind inzwischen 
folgende weitere 1.andeskirchen der Vereinbarung beigetreten: 
l.,angc]i,c·hc Kirclic in Backn. l!va11gcli,d1c Kirc·hc in I ksscn 
und Nassau. Evangelische Landeskirche in Württemberg. Evan­
gelische Kirche im Rheinland. Evangelische Kirche der Pfalz 
1 Protcsl;111Li,chc L111dcski1·clw ). Lva11gc·I isd1c K i rc·hc der schlc,i­
,chen ObcrlausitL. E,angcli,che Kirchc der KirchenprovinL 
Sachsen. Pommersche Evangelische Kirche, E,;mgelisch-Luthe­
rische l .,mdcskirL'i1c Sachst·n, 

Schwerin. 28. Februar 1998 

Der Vor,itzende der Kirchenleitung 
Beste 
1 andc,h i ,,hol 

Vereinbarung über die evangelische Seelsorge 

im Bundesgrenzschutz 

vom 12. August 1965 

G:\IBI No. Jci/65 

Die R<?gicrung ckr Bundcsrcpuhlik Deutschland. 
vcrtrcL,·n durc·h den i>umlcs111i11i,tcr des l nncrn. 

und 

die Evangelische Landeskirche von Kurhessen-Waldeck. 
die Evangelisch-Lutherische Landc:skirche Hannovers, 
clie fqngcli,ch-LuthcrisL'iw KirL'i1c in Bayern. 
die Evangelisch-Lutherische Landeskirche Schle,wig-l lulstcins. 
die Evangelisch-Lutherische Landesl--irche Braunschweigs und 
die 1:vangclisch-l .uthcrischc Kirche in Lübeck 

schlielkn folgende Vereinbarung: 

§ 1
Gewährleistung einer evangelischen Seelsorge 

im Bundesgrenzschutz 

( 1) Die Regierung der Bundesrepublik Deutschland gewähr­
leistet den evangelischen Landeskirchen die Ausübung ihrer Seel­
sorge im Bundesgrenzschutz. 

(2) Die Seelsorge umfaßt den Dienst an W011 und Sakrament
einschließlich des Vollzugs kirchlicher Amtshandlungen und die 
Einzelseelsorge an den ev,mgelischen Polizeivollzugsbeamten im 
Bundesgrenzschutz, 

(3) Die freie Entscheidung des einzelnen Polizeivollzugsbe­
amten bleibt gewahrt. 

�2 

Verantwortlichkeit und Aufsicht der Kirche 

( l) Die Seelsorge im Bunclesgrenz,chutz wird als Teil der kirch­
lichen .\r heil dur,·h die e, :111g,:li,chrn l .ande,\..11,hcn I un Circn1-
schutüeelsorgern ausgeübt. Die hauptamtlichen Grenzschutzseel­
sorger ,1 erden für ihren Dienst von den l .andesk1rchen beurlaubt. 

(2) Dte in der Seelsorge des Bundesgrenzschutzes tätigen
Grenzsc'lllltzsee horger verwalten ein Kirchliches Amt. 

(3) In der Vern altung ihres kirchlichen Amtes und in ckr Aus­
übung der seelsorgerlichen Betreuung der Polizeivollzugsbeam­
tl'n im Bt1ncks)c'rcn1,chutz untcrstl'hcn die Grc111schu11.,cclsorgcr 
der LchuL11:ht und DisLiplmargcwalt ihrer Lmdcskird1c11 und 
sind an die landeskirchlichen Ordnungen gebunden; sie sind im­
besondere gehalten. die Parochialrechte der Ort,kirchenf:cmcin­
den 1u bcal'htcn. 

* -�

Beauftragter für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz 

( 11 l'kr Beaultraglc flir die Scc\.,mge illl ll1111dcsgrcn1schut1 
ist wstiindig für .tl 1c kirchlichen Angelegenheiten im Zu,ammcn­
hang mit der Seehorge im Bundesgrenzschutz. Hierzu gehören 
inshl'somk1·c 
l. Einllthrung der Grc111.,chut1scchurgcr in1 Hauptamt in ihr

kirchliches Amt. wenn ,ich die zuständige Landeskirche die
Einflihrung nidll vorhch;lit,

-, Erl.1L: 1011 Richtlinien irn Einvcrnchllll'll mit den L1ndcskir­
chen L_md im Benehmen mit dem Bundesminister des Innern 
über die Ausübung der Grenzschutzseelsorge und Liber ihre 
K()(irdinicrung lllit ckr allgc111crncn Seelsorge durch die 
G re nzschutz,ee lsorger: U berwac h ung der D urchfiihru ng die­
ser Richtlinien. 

.\. Mit11 irkung hc·i der Aulstcllung ,·011 Cc·,,1llltjahrcs,1ushil­
dungs- und Lehrgangspi.rnen durch das 13undesmm1,terium 
des Innern, soweit Fragen der berufsethischen Erziehung be­
rührt werden. sowie bei den PL1ncn für die Gcstaltunp_ der 
bcrulscthi,chc·11 Lchrg:ingc für c1 ,111gclischc PoliLL'i\ 0111:ugs­
beamte durch das Bundesministerium des lnnern. 

4. Anregung für die Auswahl und Ge,taltung von Themen für
Vorträge der Grenzschutzseelsorger auf dem Gebiet der be-

- rufsethischen Erziehung.
5. Abhaltung von kirchlichen Dienstbesprechungen der Grenz­

schutz,ee lsorger.
6. das religiöse Schrifttum für die Seelsorge im Bundesgrenz­

schutz.

(2) Die kirchliche Dienstaufsicht über die Seelsorger im Bun­
desgrenzschutz wird im Auftrag und unter der Verantwortung der 
zuständigen Landeskirchen(§ 2 Abs. 3) von dem Beauftragten für 
die Seelsorge im Bunde,grenzschutz wahrgenommen. Er ist ver­
pflichtet, den Landeskirchen regelmäßig Bericht über die kirchli­
che Arbeit im Bundögrenzschutz zu erstatten. 

(3) Der Beauftragte für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz
wird im Benehmen mit dem Bundesminister des Innern von den 
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evangelischen Lmdcskirchen ernannt. Die evangelischen Lan­
deskirchen können den Beauftragten für die Seelsorge im Bun­
desgn::nzschutz aus wichtigen kirchlichen Gründen abberufen. 

(4) Der Beauftragte für die Seehorge im Bundesgrcnzschut7

kann 
1. seine Befugnisse dem dienstaufsichtsführenden Seelsorger i 111

B undcsgrenLsc hutz (Grenzschutzdekan) libertragcn.
2. in den einzelnen Grenzschutzstandorten im Einvernehmen mit

der zuständigen Landeskirche und mit Zustimmung des Bun­
desministers des Innern im Rahmen der zur Verfügung stehen­
den Haushaltsmittel rnsätzlich Seelsorger mit der Seelsorge
im Bundögrenzschuv nebenamtlich betrauen.

§4
Grenzschutzseelsorger 

( l) Zu den hauptamtlichen Grenzschutzseelsorgern gehören
1. der Grenzschutzdekan,
2. die Grenzschutzoberpfarrer.
3. die Grenzschutzpfarrer.

(2) Für den Bereich jedes Grenzschutzkommandos und jeder
Grenzschutzgruppe sowie für das Kommando der Grenzschutz­

schulen wird die Seelsorge durch hauptamtliche Seelsorger 
durchgeführt. Die Zahl der hauptamtlichen Seelsorger betrügt zur 
Zeit neun. 

(3) In besonderen Fällen werden in den einzelnen Grenz­
sehutzstandorten von der zuständigen Landeskirche zw,ätzlich 
Seelsorger mit der Seelsorge nebenamtlich betraut. Die Aufga­
ben. Rechte und Pflichten dieser S1:elsorger werden im Einver­
nehmen mit der zuständigen Landeskirche durch Vereinbarung 
zwischen dem Bundesminister des Innern und dem Beauftragten 
für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz geregelt. 

§5
Grenzschutzdekan 

( 1) Auf Vorschlag des Beauftragten für die Seelsorge im Bun­
desgrenzschutz bestellt der Bundesminister des Innern einen 
dienstaufsichtsführenden Seelsorger im Bundesgrenzschutz (Grenz­
schutzdekan). der zugleich die Aufgaben eines Grcnzschutzober­
pfaners bei einem Grenzschutzkommando wahrzunehmen hat. 

(2) Der Grenzschutzdekan hat d,1s Recht des unmittelbaren
Vortrag, beim Bundesrnini,tcr des Innern. 

1,l \111 ,\1c·n,tlid1cn \\',,\111,111 des <irc'n/sclll1l1,kl--ans wird 
1ur W,1hrnch11111ng ckr 1cn1ralc11 i\ufgahc·n der c'\ a11gclisd1c11 
Seelsorge im Bundesgrenz,chutz eine Diensucllc eingerichtet; 
der dienstliche Wohnsitz wird im Einvernehmen mit dem Beauf­
tragten für die Secborge im Bundesgrenzschutz \0111 Bundesmi­
nister des Innern festgelegt. Leiter dieser Dienststelle ist der 
Crcn1sc·lllll/dd,,tll. der in �irchl ic·hc'll .\ngclcgc·11h,·i1cn dc'tt W,·i­
sungcn de·, lkaultragtc'n rurdic· �,·c'lsurgc i111 Bu11,k,grc·n1sc·\1ut1. 

in gn:11z,L'l1u1zdicn,tlid1cr1 ,\ngclcgcnhcikn denen des Bun,ks­
ministers des Innern unterstellt ist. Die wirtschaftlichen Angele­
genheiten \\ erden durch die Zlhtändige Grenz,chutz\ erwaltung 
geregelt. 

1. auf Einheitlichkeit in der Tlltigkeit der Grenzschutzseelsorger
hinzuwirken.

7 die Dienststellen des Bundesgrenzschutze, in grnndsüt7lichen
Fragen der Unter>Llitzung der Seelsorge im Bundesgrenz­
schull: und der berufsethischen Erziehung zu beraten.

3. im Rahmen der Vertretungserm::ichtigung durch den Beauf­
tragten für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz rn 3 Abs. 4)
Weisungen für die Durchführung des kirchlichen Dienstes im
Bumlesgrcnzschutz zu ertei Jen.

4. die Grenz,chutzseelsorger in der Ausi.ibung ihres Dienstes zu
beraten. ihnen die hierfür nötigen Unterlagen an die Hand LU
geben und sie entsprechend zu unterweisen.

5. den Beauftragten für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz zu
beraten. in welchen besonderen Fällen in den einzelnen Grenz­
schutzstandorten zusätzlich Seelsorger mit der Seelsorge im
Bundesgrenzschutz nebenamtlich zu betrauen sind ( � 4 Abs. 3 ).

6. die Seelsorge im Bundesgrenzschutz bei Grenzschutzdienst­
stellen zu regeln. die aul1erhalb von Grenzschutzgruppenbe­
reichcn li1:gen.

(5) Der Grenzschutzdekan ist für s[imtliche Dienststellen der
Grenzschutztruppe und des Grcnzschutzeinzeldienstes zuständig. 
Für den Bereich des Grcnzschutzeinzeldienstes kann er sich 
durch einen von ihm zu bestimmenden Grenzschutzseelsorger 
vertreten I assen. 

§6
Grenzschutzoberpfarrer und Grenzschutzpfarrer 

( 1) Die GrenzschULzoberpfarrer üben die Dienstaufsicht iiber
die Grenzschutzpfarrer und über die nebenamtlich tätigen Seel­
sorger im Bereich ihrer Grenzschutzkommandos in kirchlichen 
Angelegenheiten und die Seelsorge im Bundesgrenzschutz in den 
Fällen aus, die ihnen vom Grenzschutzdekan zugewiesen worden 
sind. 

(2) Es sind zuständig
1. die Grenzschutzseelsorger - Grenzschutzoberpfarrcr - bei den

Grenzschutzkommandos für sämtliche Dienststellen der
Grenzschutztruppe im Bereich ihres Kommandos: der Grenz­
schutzseelsorger beim Grenzschutzkommando Mitte auch für

die Dienststellen der Grenzschutztruppe im Raum Bonn.
2. die Grenzschutzseelsorger - Grenzschutzpfarrer - bei den

Grcnz,chutzgruppen bzw. beim Kommando der Grenzschutz­
schulen für die Dienststellen der Grenzschlllztruppe im Be­
reich ihrer Grenzschutzgruppe bzw. ihres Kommandos.

1.<) Der dienstlic·he Wohnsitz der (,renzschutzseels11rgcr i,t 
ckr Standort dc's Ciir ,ic' ,ust:indigc'n CirL'll/schut1hsomm:mdos 
",In (irc111sc·\n1l/g1Lq•pc·11stal1l's. su\LCil tiic·hl 111 gq2c1is,·111gc111 
l.i11\crnc\11ncn cl1L:1, alllkrcs lcslgckgt \\ ird.

*7

l\litwirkung hei der berufsethischen Erziehung 

1 \ 1 Die hcru!'sc·thi,,·ilc \:r1ic·hu11µ ,kr 1'llli1.ci\ol\1ug,hc·;;1111,·n 
1111 Bundcsgrrn1sc:l1utL. die ein Teil der CicsallltCrllchung ist. be­

ruht auf den Grundszitzen chri,tlic'her Lebensführung. 

(2) Bei der .s\ufstcllung der Ge>.1rntphrcsausbildungs- und
1 chrgan12splänc durc·h das llundcs111irnqcrr11111 de, Innern und die 
K, ,m111.111dc't1rc der ( irc·n1sc·hu11\,,om111;incl,ls ist dn hnursc·t\1i-



Nr.3-6/1998 Kirchliches Amtsblatt der Evang.-Luth. Landeskirche I\lecklenburgs Seite 23 

,die l lntnricht ab Dicn,tu11te·rrid1l /LI bcr[ick,ichtigcn. l)ic 

C,renzschut1,echorger wirke11 hei der herul\cthi,chen Erziehung 

mit und fLihren wie bisher den berufsethischen L'nterricht durch. 

Im übrigen gilt§ 3 Ab,. 1 '-.'r . .1 für die Grenzschutzseelsorge ent­

sprechend. 

LlJ ll1e· Te·tlnahrnc am heTL1i'C·thischc11 llntn1Kht i,t liir die 

l'oliffi\11ll1ug,beamten im llu11desgrc·nzschut1 Dic·n,t. ;\rtikcl 4 

Abs. 1 des Grundgesetzes fi1r die Bundesrepublik Deutschland i,t 
zu beachten. Konfessionelle Fragen werden bei der Erörterung 
religifüer Lebensfragen(� S .-'\b,. lJ behandelt. 

� 8 

Erörterung religiöser Lebensfragen und Gottesdienst 

(1) Für die Polizeivollzugsbeamten in der Grenzschutztruppe

ist in der Regel 14tägig. mindc·sten, jedoch monatlich. eine Stun­
de· in,,crlulh der Dic•n<;11cit für die f•:riirtcrung re·li)c'ii\,n Lchc11'­

fr;igcn rnit eiern C:ren1.,chL111,c·el,urgn zur Veri'[1gung /.LI ,teilen. 

(2) Aullerdem ist den Polizei\'ollzugsbeamten im Bundes­

grenzschutz während der Dienstzeit Gelegenheit zu persönlichen 
Aussprachen mit dem Gre11z,chutzseelsorger sm\ ie mindestem 

einmal im '.\lonat zur Teilnahme• am (iottesdien,t ;u gehen. 

�9 

Dienstliche Unterstützung der Grenzschutzseelsorger 

( 1) Dt'n Polizcivollzug,heamten im Bundesgrenzschutz wird

i111 R,d1me·11 der seel,orgerlie·hc·n Betreuung (ielc·gc·nheil 1.u frei­

williger rl'ligiiiser Ret!itigu11c> und 111r l11,111,1,rucl111,1hmc· dn 
Dienste ihrer Kirchen gegeben. Die Teilnahme am kirchlichen 

Leben \\ ird. ,oweit nicht dienstliche Notwendigkeiten entgegen­
stehen, ge\\ förleistet. 

(2) Frir die' Teilnahme .111 RLi,r1circn. Rüstt,1)c'e'11. Werkwochen
und spn,1ige11 kirchlichrn T,1p111ge11 kann die· 1L1,1:indige Dienst­
stelle Jedem P1,lizeivollwg,hec1mlc11 im llun,ks)'.renzschutz Ur­

laub bis zu insgesamt sechs .-'\rheitstagen im Jahr ohne Anrech­
nung auf den Erholungsurlaub und unter Fortzahlung der Bezüge 
erteilen. 

(.l) .k,k, Vorgc,et11e i111 Ru11de,grcn1sc·hut1 "'II J'iir die reli­

giü�cn .�nliL·t:cn '->einer l 'nkr�i.:hcncn aufg_c...,i_:hl11-.;:-.c11 �ein. �ich 

für ihre religiöse Betreuung mit\'erantwonlich fühlen und die 

Grenzschutzseelsorger in ihrer Tätigkeit weitgehend unterstützen. 

(4) Bei Grundsatzfragen, welche die Erziehung, die Betreu­

ung und die geistige Haltung der Polizeivollzugsbeamten im Bun­

desgrenzschutz betreffen, ist den Grenzschutzseelsorgern Gele­
genheit zur Stellungnahme zu geben. 

§ 10
Dienstvertrag 

Die Rechtsbeziehungen zwischen der Bundesrepublik 

Deutschland und dem einzelnen Grenzschutzseelsorger im 

Hauptamt werden durch einen Dienstvertrag im Sinne der nach­

stehenden Vereinbarungen geregelt. 

� ll 
Anwendung des Bunde�angcstelltentarifvcrtragcs \BAT) 

r l) Soweit diese Vereinbarung keine besonderen Regelungen 

enthält. sind auf die Rechtwerhältni"e der Grenzschutzseehor­

gcr die Vorschriftc'n des Rundcsan)c'e·,tl'lltentaril\crtra)c'CS anw­

\\c·11dcn. 

12) Sobald die rechtlichen Voraussetzungen gegeben ,ind. sol­
len. wenn die Kirchen es wünschen. die Grenzschutzsccl,orger. 
\\ eiche die Vorau,,etzungen hierfür erfüllen, in ein Beamten\'er­

hältnis übergeführt werden. 

§ 12
Einstellungsvoraussetzungen 

i 1) Voraussetzungen für die Einstellung eines Grenzschutz­
,ec·l,orgcr-; ,illll 

1. ein rninde,kn, drci_jidiri)c'CS thc,>l,,gi,che, Studi11m a11 c·incr
deut,chen slc1:1tlichen Hochschule.

' Berechtigung zur Ausübung einö Pfarramtes in einer e\ ange­
lischen Landeskirche. 

.1. mindestens dreijbhrige Tätigkeit in der Seelsorge. 

(2J Von den l.:r1·,,rdernis,cn de, .-'\b,.rue, 1 Nr. l und Nr .l 

1-.ann in Au,nah mc· 1 :ille11 :1hge,e·hcn \\ erden. 

§ 13
Einstellung, Versetzung, Kündigung usw. 

1 l) l)ie Grc·111,d1ul1see\,orgn \\erden aur Vor,e·hl:1g de, 

Beauftragten für die Seelsorge im BundesgrenzschulL durch den 
Bundesminister de;, Innern mit Zu,timmung der zuständigen Lan­
deskirche eingeqellt. höhergruppiert. \ ersetzt und abgeordnet. 

Das gilt auch für die Kündigung. 

(2) Wichtige 1 11t,d1eidu11gc11 de, B11mlcsmi11i,tns de·, 11111er11

i11 pcr,ondkn .-'\ngckgenhcitc11 der Grc·1w,chutLseels11rgcr erge­
hen im Einvernehmen mit dem Beauftragten für die Seelsorge im 

Bundesgrenz,chutz. 

0) Die ersten drei Monate nach der Einstellung gelten :ils Pro­

het'.eit. 

(4) Die GrenLschutzseeborger \\erden für sechs bis acht Jahre
in das Dienstverhältnis beim Bundesgrenzschutz eingestellt. Die 
Dienstzeit kann verlängert werden; in diesem Fall gilt das Diem,t­

verhältnis als nicht unterbrochen. 

§ 14
Vergütung 

( 1) Die Grenzschutzseelsorger erhalten eine Vergütung in

Höhe der Dienstbezüge der Bundesbeamten: 

1. der Grenzschutzdekan nach Besoldungsgruppe A 15 Bundes­
besoldungsgesetz, zuzüglich einer monatlichen Aufwandsent­

schädigung. die zwischen dem Bundesminister des Innern und

der Evangelischen Kirche in Deutschland mit Zustimmung des
Bundesministers der Finanzen vereinbart wird,

..., der Grenzschutzoberpfarrer nach Besoldungsgruppe A 14 

Bundesbesoldungsgesetz. 
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3. der Grenzschutzpfarrer nach Besoldungsgrnppe A 13 Bundes­
besoldungsgesetz, zuzüglich einer Zulage in Höhe der den
Mili1lirplarrern )!CWährtc·n Zulage.

(2) Für die Festsetzung der Verglitung der Grenzschutzseel­
sorger ist das Bundcsbesllldungsgcsctf sinngcm'.iß anzuwenden. 
Dabei g !lt der Tag der Ei nstcl lung de, Grenzschutn,eelsurgers ah 
der Tag. mit dem nach § 3 Bundesbesoldungsgesetz die Ernen­
nung wirksam wird. Dementsprechend ist nach * 6 Abs. 2 Bun­
desbesuldungsgescu von diesem Tag bei dl'f l'estsctmng des 
Besoldungsdienstalters auszugehen. Bei der Festsetzung des 
Besoldungsdienstalters ist die bisherige Tätigkeit des Grenz­
schul/scc:lsorgcrs im Dienste der Kirche (und ihrer \'C'fbände) 
nach s 7 Abs. 3 Nr. 3 Bundesbesoldungsgesetz der Tätigkeit im 
Dienste eines öffentlich-rechtlichen Dienstherrn im Reichsgebiet 
gleicl11 u setzen. 

* 15

Kündigung in besonderen Füllen 

Al<, \\ichtiger Grund für die Kündigung des Dienst\·erhältnis­
ses ohne Einhaltung einer hist gilt auch 
1. die Abberufung des Grenzschutzseelsorgers durch den Beauf­

tragten für die Seelsorge im Bundesgrenzschutz oder die
mstiindige Landeskirche. wenn die Abberul·ung im \\ 1cl1tigen
Interesse der Kirche liegt.

2. der Verlust der durch die Ordination erworbenen Rechte sowie
die disz.iplin,mcchtlichc Entfernung aus dem kirchlichen Amt.

§ 16
\'ersorgung 

( 1) Der Bund zahlt ah Zu,chuß zu der den Kirchen erwach­
senden Versorgungslast an die wsLindigc Lrndeskirche für die 
Dauer der Tätigkeit des Grenzschutz,eelsorgers einen Betrag von 
monatlich fünfundzwanzig von Hunden der jeweiligen Gesamt­
hruttohe1.ügc der Grcnzschuuseelsorgcr. 

(2) In diesem Betrag ist auch der Zuschuß für alle Leistungen
enthalten. welche die Kirchen auf Crund von Arheitsunl':illen der 
Grenzschutn,eclsurgcr während ihrer Tätigkeit im BuqdcSgrenz­
schutz übernehmen oder erstatten. 

( 3) Der Zuschuß wird unter der Voraussetzung gezahlt. daß die
Kirchen 
1. die Anwartschaften, auf Grund deren Versicherungsfreiheit in

der gesetzlichen Unfallversicherung besteht (� 541 Reichs­
versicherungsordnung), aufrechterhalten und eine hierdurch
erwachsene zusätzliche Versorgungslast übernehmen oder.
soweit solche Regelungen nicht bestehen.

2. alle auf Arbeitsunfällen der Grenzschutzseelsorger beruhen­
den Verpflichtungen des Bundes aus der gesetzlichen Unfall­
versicherung abgelten,

3. darüber hinaus etwa nach allgemeinen gesetzlichen Vorschrif­
ten bestehende Verpflichtungen des Bundes abgelten.

(4) Die Zahlungen sind vierteljährlich nachträglich zu leisten.

(5) Der Zuschuß wird nicht gezahlt für Grenzschutzseelsorger.
die Anspruch auf Versorgung nach dem Gesetz zur Regelung der 
Rechts\crlüiltnissc· tkr untcr Artikel 131 des Cirundgesel/es fal­
lenden Personen haben. Soweit in bnzelläl Jen das Ruhegehalt 
nach dem genannten Ge,etz einen Ruhegehaltsatz von 75 vom 
Hunden nicht erreicht_ bleibt die Cewährung eines hesm1deren 
Zuschusses durch den Bund einer \'erc:inbarung mil der zuständi­
gen Landeskirche vorbehalten. 

§ 17

Hilfskräfte 

Den Grenzschutzseelsorgern werden vorn Bund die zur Unter­
stützung bei gottesdienstlichen Handlungen und bei Verwaltungs­
aufgaben im Zus.1rnrnenh,111g mit der Seclsor,"c' im Bunck,grenI­
schulz erforderlichen geeigneten C\angelischen Hilfskräfte zur 
Verfügung gestdlt. 

§ 18
Kosten und Hilfsmittel 

( 1) Der Bund sorgt für den organisatorischen Aufbau der Seel­
sorge im Bunde,grenzschutz und trägt ihre Kosten. 

(2) Der Bund stellt den Grenzschutzseelsorgern zur Wahrneh­
mung der Aufgaben der Seelsorge im Bundesgrenzschutz die 
erforderlichen Hilfsmittel unentgeltlich hercir.. inshcsondere 
1. die notwendigen Räume.
2. Dienstkraftwagen unter Einhaltung der für ihre dienstliche

Verwendung hcstchemlcn Bestimmungen.

* 19

Gegenseitige Verständigung 

Der Bundesminister des Innern und die ernngelischen Landes­
kirchen in der Bundesreruhlik Deutschland werden ;wischen 
ihnen entstehende Meinungsverschiedenheiten über die Ausle­
gung \'Oll Bestimmungen dieser Vereinbarung in dem Bestreben 
gegensc'itiger Vu,Uindigung heseitigc·n. In gleicher Weise werden 
sie sich über el\\a nOLwendig werdende Sonderregelungen und 
über den Erlaß \'On Dienstanweisungen verständigen. 

§ 20

Beitritt von Landeskirchen 

Andere evangelische Landeskirchen in der Bundesrepublik 
Deutschland können der vorstehenden Vereinbarung beitreten. 

§ 21

Inkrafttreten 

Die Vereinbarung tritt mit ihrer Unterzeichnung in Kraft. 
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800,06/2:--:-6 Verordnung 
vom 20. März 1998 

zur Änderung der Verordnung über die Erstattung von Auslagen für 
Dienstreisen und Dienstgänge der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 

Mecklenburgs (Reisekostenverordnung) vom 15. Dezember 1990 

§ 1

Die Verordnung über die Erstattung von Auslagen für Dienst­

reisen und Dienstgänge in der Evangelisch-Lutherischen Landes­

kirche l\kcklcnhurgs ( RL·isekn,tcm·erordnung 1 , ,,111 15. Doem­

ber 19911. 1ulctzl geändert am-+ .  Mai 19% 1KABI 1991 S. l'i. 

1996 S. 2-+ J. wird wie folgt geändert: 

l. § 6 Abs. 2 erhält folgende Fassung:

,,(2J Die Wegstreckenermchädigung je km beträgt bei:

l. bei Krnftfahrzeugen mit einem

Hubraum his 50 ccm 18 Pfennig. 

2. Kraltlahu.eugen 11111 einem Hubra111n

, on mehr als 50 bis .\'i(J L'Clll

3. Kraftfährzeugen mit einem Hubraum

rnn mehr als 350 bis 600 ccm

4. Kraftfahrzeugen mit einem Hubraum

nm mehr als 600 ccm

a I bei einer Fahrleistung für Dienst/\\ ed:e

im Kalenderjahr his ;u 10.00() km 

b I für jeden weiteren Kilometer 

2-+ I .Oil/1 � ,_ 

23 Pfennig. 

28 Pfennig. 

-+7 Pfennig. 

38 Pfennig. 

7 § 10 Abs. l erhält folgende Fassung:

.,( 1) Erhält der Dienstreisende seines Amtes wegen unent­

geltlich Verpflegung. ist von dem Tagegeld(§ 8) für das Früh­

stück 20 Prozent. für das Mittag- und Abendessen je -+0 Pro­

;:ent. minde,ten, jedoch für jede \Lthl1eit ein Bl'lrat' in Hiihe

des mal.\gehlichc'n Sachhe;:ugs\\ ertes I nach der Sachhougs­

verordnung c inzubehalten."

§2

Diese Verordnung tritt am 1. Mai 1998 in Krall. 

Schwerin. 20 . I\Iärz l 998 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 

Beste 

1 .andeshischof 

1 Sachbezugswerte: für Frühstück 2.60 DM, für .\1ittag- und 

Abendessen -+ .60 DM 

Der Oberkirchenrat veröffentlicht nachstehend die Verordnung vom-+. April 1998 zur Ausführung des Kirchengesetzes vom 6. :\o\·em­

ber 1997 i.iber die Ordnung der Arbeit mit Kindern und Jugendlieben in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Meckknburgs. 

Schwerin. 8. April 1998 

Der Oberkirchenrat 

Dr. SclrncTlll 

Erste Verordnung 
vom 4. April 1998 

zur Ausführung des Kirchengesetzes vom 16. November 1997 
über die Ordnung der Arbeit mit Kindern und Jugendlichen in der 

Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 

Zur Ausführung der§§ 4 Abs. 9, 7 Abs. 2 des Kirchengesetzes 

vom 16. November 1997 über die Ordnung der Arbeit mit Kin­

dern und Jugendlieben der Evangelisch-Lutherischen Landeskir­

che Mecklenburgs ( KABI S. 174) bestimmt die Kirchenleitung 

über die Einrichtung, die Aufgaben und die Arbeitsweise des 

Amtes für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen und die Auf­

gaben, Zusammensetzung und Arbeitsweise der Landeskonferenz 

für die Arbeit mit Kindern nnd Jngendlichen das folgende: 

Erster Abschnitt: 

Einrichtung, Aufgaben und Arbeitsweise des Amtes 

für die Arbeit mit Kindern und Jugendlieben 

§ 1

Einrichtung des Amtes für die Arbeit mit Kindern 

und Jugendlieben 

( 1 J Fi.ir die Arbeit mit Kindern und Jugendlieben in der Lan­

deskirche wird zum 15. April 1998 ein Amt für die Arbeit mit Kin­

dern und Jugendlichen eingerichtet. 

(2) Sitz des Amtes ist Schwerin.
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§2
Aufgaben des Amtes für die Arbeit mit Kindern 

und Jugendlichen 

Da, .\mt für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen hat ins­
hcsonckrc fnlgcndc Aufgaben: 
a) Fs f..umdinic·rt lll Zusa111rncnarh:i1 11111 d,·11 1.ustämligcn Stel­

len der Landeskirche die Weiterbildung, Sammlung. Beratung
und Begleitung von l\litarhcitern der Arbeit mit Kindern und
Jt1�l'mllicl1rn

b) fa \ertritt die .\rbeit mit Kindern und Jugendlichen in Kirche
und Gesellschaft, insbernndere bei den Jugendbehörden des
L<1lhics. in dn Ynhand,arhcit aul l .anlk,- und 13un,ksebene
und bei samtigen politischen und staatlichen Organisationen
und Verbänckn.

c·J E, flihrt selbst Vnan<t:1ltungc·11. Riist1L·ikn. Jugc·ndtreffen. 
Begegnungen uml Seminare fü1 den landeskirchlichen Be­
reich durch. 

d) Es h:ilt Kornakt 1.u ckn Verbänden. Vc·rcincn. Stiftungen.
D1c·1isten uncl Werkc·n. ,oweit s1l'. dil'. Arbc·it mit Kimkrn und
Jugendlichen im Sinne kirchlicher Ordnungen au,iiben uml
dem Bekenntnis der Kir,·he nicht widersprechen.

c'l h inlonnint clie {)llc·1nlichkl'.it 11hndie J...i1L'i1lichl'. .\1heil mll 
Kindern und Jugendlichen und deren Träger. 

f) Es \ ermittelt Infornntionen und Kontakte für die ökumeni­
sc·h,· und i11lc'matio11:1k .\rbl'.it m1l Kmdern und .luge·1llllichc11.

gl b betreut landeskirchhche Rü,tzcitheimc für die Jugendbil­
dungs- und Rüstzeitarbeit. 

§3
Leitung des \mtes 

( 1 J Das Amt für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen wird 
durch den Landespastor für die Arbeit mit Kindern und Jugendli­
chen gL·lcitcl. Er ist \'LTantwortlich l'tir die lhc·tJ[ogische· (icstal­
tung der Arbeit 1111 Amt. 

(2J Er wird \rin der Kirc-hcnlcitung auf \'llrschlag de·s Ohc-r­
knd1c:nratcs, d,:r \'orschL!gc der Lrnde,konkren, für die 1\rbcil 
mit Kindern und Jugendlichen beachtet. auf Jie Dauer \'Oll acht 
Jahren auf eine allgemein kirchliche Pfarrstclk berufen. 

(3) Er ist !\litglied der Landeskonferenz für die .-'\rbeit mit
Kindern und Jugendliche 11. 

(-1) h führt die· Dic:n,t- und l·achaulsich\ liher die \l1larhcitcr 
im Amt und regelt die Fachaufsicht über die '.1itarbeitcr in den 
Arbeitsstellen für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen der 
Kirchenkreise. 

(5) Er benennt im Einvernehmen mit dem Oberkirchenrat
einen Vertreter für seine Aufgaben nach Absatz 1 Sätze 2 und 3. 
Ist die Stelle des Landespastors vakant. regelt der Oberkirchenrat 
die Vertretung im Benehmen mit der Landeskonferenz. 

(6) Die Vertretung als Leiter des Amtes ist in der Dienstbe­
schreibung des Pastors geregelt. 

§4
Stellenplan 

Der Stellenplan des Amtes für die Arbeit mit Kindern und 
Jugendlichen wird \0m Oberkirchenrat im Benehmen mit der 
Landeskonferenz beschlossen. 

Zweiter Abschnitt: 
Aufgaben und Arbeitsweise der Landeskonferenz 

fiir die Arheit mit Kindern und J11gendlidw11 

§5
Aufgaben der Landeskonferenz 

(l J Die Landeskonferenz berät den Oberkirchenrat. die Kir­
chenleitung und die Landessynode und erarbeitet Grundlinien für 
dil'. 1\rlwit 111it Kindern und Juguicllichen 1n der l ,amkskirclil'. 
schlägt mittel- und langfmtige Sch,, erpunkte. einschliel'ilich der 
damit \erbundenen personellen. strukturellen und fi11311ziellen 
Konwqul'.n1cn \lll". Sic· ki't dem Obc·rkirl'i1l"nr,1t einen I L,ushalh­
planentwurl· vor. 

(:21 Sie macht VorschLii'c nir die' 13cn11·ung des Lanckspaslors 
für ciJC Arbeit m!\ Kindern und Jugendlieben und Jür d:c Anslel­
lung dl'r weiteren Mitarbeiter des ,.\mtes für die Arbeit mit Kin­
dern und Jugrndlich1'n 1tnd heriit den Kirchenkreisral bei der 
;\n.sll'llung der \l1tarbciteT 111 rkn .\1h,·itsstclk11 für die· \rbeit mit 
Kindern und Jugendlichen der Kirchenkreise. 

(.i I Sie Vl'.rtrilt die llllLTL'.SSL'll dcT k1upt- neben- lllld dire11-
arntlichen Mitarbeiter der Arbeit mit Kindern und JugenJlichen in 
der Landeskirche und begleitet die .\rbeit des Amtes Dieses ist 
ihr ree hrnsc·ha 11 ,pflichtig 

§ li
Zusammensetzung der Landeskonferenz 

(l I In die L111dc,knnfl'rcn1 für clic Arbeit mit Kindern und
Jugcncll!dwn \\L'.rd<:n von dl'! Kin:hc·11lcitu11;2 ilir di1· Dctuer von -1 
Jahren als stimmberechtigte Mitglieder berufen: 
a) ein gewählter Vertreter des Landesjugendkon\·entes.
b) .!" l'lll gewcihltcr YL'.1'lrl'.lcr dl'.r Kreiskonkrc·n1l'.n 1i1r ,l1e Arhl'il

mit_Kindern und Jugendlichen der Kirchenkreise.
c) ein Vertreter des Kom cnts der Landessuperintendenten.
dJ /\\c'i aus dn Mitll'. der Rdc·1un,·n ILir die' .\rheit rn:l Kindern

gn\ ählte Vertreter der KirchenJ...reise. 
e) ein Vertreter der kirchgemeindlichen Arben mit Kindern auf

\',H,d1lag rks Ohcrkir,·hcnrctks.
f) c111 aus der \litte der Rekrcmcn Jür die ,\1h:it mit Jugendli-

chen gewählter Vertreter der Kirchenkreise.
g) ein Vertreter des Oberkirchcnratc's,
hJ l'in aus der \litte der 1 ,u1dess) node gc\, ,tliltn YcTt1ctcr.
iJ ein Vertreter der von Kirchenkreisen getragenen Pr,,jekte im

Bereich der Jugendhilfe auf Vorschlag des Oberkirchenrates. 
j) der Referent für Jugendhilfe des Diakonischen Werkes.
k) der Landespastor für die Arbeit mit Kindern und Jugendli­

chen.

(2) Für die Mitglieder sind Vertreter zu wählen bzw. zu bestel­
len. Wiederwahl bzw. Wiederbestellung ist möglich. Ein Vertreter 
kann nur im Verhinderungsfall des Mitgliedes an den Sitzungen 
teilnehmen. 

( 3) An den Sitzungen können mit Beschluß der Landeskonfe­
renz für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen weitere fach­
kundige Mitarbeiter mit beratender Stimme teilnehmen. 
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§7

Arbeitsweise der Landeskonferenz 
für Kinder- und Jugendarbeit 

(1) Die Landeskonferenz für die Arbeit mit Kindern und
Jugendlichen wählt aus ihrer Mitte einen Vorsitzenden und dessen 
Stellvertreter. 

(2) Der Vorsitzende beruft die Landeskonferenz für Kinder­
und Jugendarbeit in der Regel zweimal im Jahr ein. Er muß die 
Landeskonferenz für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen 
einberufen, wenn dies von mindestens einem Drittel der Mitglie­
der unter Angabe des Grundes verlangt wird. 

(3J Die Landeskonferenz für die Arbeit mit Kindern und Ju­
gendlichen ist beschlußfähig. wenn mindestens die Hälfte der 
stimmberechtigten Mitglieder anwesend ist. Sie faßt ihre Be­
schlüsse mit Stimmenmehrheit. 

(4) Die Landeskonferenz für die Arbeit mit Kindern und
Jugendlichen gibt sich eine Geschäftsordnung. 

(5) Die Landeskonferenz für die Arbeit mit Kindern und Ju­
gendlichen bildet einen Geschäftsführenden Ausschuß. Er setzt 
sich zusammen aus dem Vorsitzenden und dessen Stellvertreter 
nach Absatz I dieser Vorschrift und drei aus der Mitte der Lan­
deskonferenz zu wählenden Mitglieder. 

(6) Ist der Landespastor für die Arbeit mit Kindern und
Jugendlichen nicht Mitglied des Geschäftsführenden Ausschus­
-;es. so nimmt er beratend an den Sitzungen des Geschäftsführen­
den Ausschusses teil. 

(7) Der Geschäftsführende Ausschuß bereitet die Sitzungen
der Landeskonferenz für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen 
vor und sorgt für die weitere Behandlung ihrer Beschlüsse. 

(8) Das Amt für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen
unterstützt die Arbeit des Geschäftsführenden Ausschusses. 

Dritter Abschnitt: 
Übergangs- und Schlußhestimmungen 

§ 8
Übergangsbestimmungen 

( 1) Ab 15. April 1998 treten die § § 10 bis J 4 der Ordnung für
die Jugendarbeit in der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 

Mecklenburgs vom 27. Juli 1967 (KABIS. 34) in der Fassung der 
von der Kirchenleitung beschlossenen Änderungen vom 4. Juni 
1974 (KABIS. 55) außer Kraft. 

(2) Das bisherige Landesjugendpfanamt übernimmt die Auf­
gaben des Amtes im Sinne dieser Verordnung und führt ab 
15. April 1998 den Namen ,.Amt für die Arbeit mit Kindern und
Jugendlichen".

(3 J Der bisherige Landesjugendpastor führt bis zum Ablauf 
seiner regulären Amtszeit sein Amt als Landespastor fiir die 
Arbeit mit Kindern und Jugendlichen fort. 

( 4) Der Stellenplan gemäß § 4 ist bis zum 1. Juni 1999 umzu­
setzen. 

(5) Der Oberkirchenrat hat im Sinne des § 6 dieser Verord­
nung zur Zusammensetzung der Landeskonferenz für die Arbeit 
mit Kindern und Jugendlichen erforderliche Berufungen so zei­
tig vorzunehmen. daß zum 1. Juli 1998 die Konstituierung der 
Landeskonferenz für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen 
erfolgt ist. Dabei tritt für die Erstberufung in Abweichung des 
§ 6 Abs.! Buchst. b ein vom jeweiligen Kirchenkreisrat
gewählter Vertreter für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen
im Kirchenkreis, anstelle des § 6 Abs. 1 Buchst. d zwei aus der
Mitte der Kreiskatecheten gewählte Vertreter und anstelle des
§ 6 Abs. 1 Buchst.fein aus der Mitte der Kreisjugendwarte ge­
wählter Vertreter.

§9
Gleichstellungsklausel 

Personen- und Funktionsbezeichnungen in dieser Verordnung 
gelten jeweils in der weibliche11 und männlichen Form. 

§ 10
Inkrafttreten 

Diese Verordnung tritt am 15. April 1998 in Kraft. 

Schwerin. 4. April 1998 

Der Vorsitzende der Kirchenleitung 
Beste 
Landesbischof 
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460.01/223 

Die Arbeitsrechtliche Komm1ssion der Evangefoch-Luthcrischen Landeskirche Mecklenburgs hat am 5. März 1998 gemäl.\ § 9 :\bs. 6 de, 

Kirchengesetzes über das Verfahren zur Regelung der Arbeitsverhältnisse im Dienst der E\'angefoch-Lutherischen Landeskirche l\Iecklen­
hurgs ( ,\rheitsrecht,regelungsgesel! ARRC, J rnm 17. \1ärz 1991 i11 der Fassung \ om 28. Oktober l 995 (KABI 1991 S. 48. 199:'i 

S. 130) tolgendc ,\rheilsrcd1tliche Rcgl'lung he,chlosscn. die nach,tchcnd gcrn/d.\ § 11 .\bs. :i ARRG 1crölknllid1t ,, ird.

Schwerin. 11. März 1998 

Der Oberkirchenrat 
Dr. Schwerin 

Vierte Arbeitsrechtliche Regelung 
vom 5. März 1998 

zur Regelung der Bezüge der kirchlichen Mitarbeiter 

Mit Wirkung , om 1. Juni 1999 werden die Vergütungen und 

Löhne ,,lwic die .-1.usbild1111!,(sentgcltc auf 8:'i '{ der J('\\'Ciligcn 
Taril\enräge des Bundes uml der Länder We<,t geltenden Beträge 

festgesetzt. 

Tm Kalenderjahr 1998 und 1999 erhalten alle voll- und teilzeit­
bcschültigtcn M1L1rheilcr suwie die \lilarbcitcr 111 der f\usbildung 

kein Crlaubsgeld. Die in der Siebten ,.\rbeitsrechtlichen Regelung 
vom 9. Juli 1992 zur Regelung der Bezüge der kirchlichen Ange­

stellten. ,'\rbcitcr und l\1itarbeilcr in der .-1.usbildung (KABI 

S. 102 J :rnfgeführten Tarifrerträge über ein Crlaubsgeld finden
damit im Kalenderjahr 1998 keine Anwendung.

§J

Im Kalenderjahr 1998 erhalten alle voll- und teilzeitbeschäf­
tigten l\litarhciter ,owie die Mitarbeiter in der Ausbildung keine 
Sondeu.uwendung. Die in der Siebten Arbeitsrechtlichen Rege­

lung , om 9. Juli 1992 zur Regelung der Bezüge der kirchlichen 
Ange'1ellten. Arbeiter und :v1itarbeiter in der .-.\usbildung (KABI 

S. 102 ! aufgeftihrten Tari 1\ crtriigc iiber eine SonderLLI wcndung

finden damit im Kalender,iahr 1998 keine Anwendung.

§4

§§ 2 und � !,(eltcn nicht für Mitarbeiter in Fördermaßnahmen

gemäß �§ 217 ff. 260 fL 272 IT SCiB llJ und l\lilarbcitcr in Pro­
jekten. die ganz oder überwiegend aus öffentlichen Mitteln finan­
ziert werden. 

§5

Die,e Arbeitsrechtliche Regelung tritt mit ,ofortiger Wirkung 
in Kraft. 

Kühlungsborn. 5. März 1998 

Die Arbeilsrechtl iche Korn 111 ission 

Pilgrim 
stellvertr. Vorsitzender 

414.00/26 Prüfungsordnung für das 
zweite Theologische Examen 

Gemäß § 28 des Kirchengesetzes vom 23. März 1997 über den 

Vorbereitungsdienst für Pastoren und Pastorinnen (Vikarsgesetz), 

KABIS. 54. erläßt die Kirchenleitung folgende Prüfungsordnung 
für das Zweite Theologische Examen: 

§ 1

Zulassung 

(lJ Die Zulassung zum Zweiten Theologischen Examen setzt 
die Teilnahme am Vorbereitungsdienst voraus. 

(2) Der Antrag auf Zulassung ist an den Oberkirchenrat bis zu
dem von ihm festgesetzten Termin zu richten. 

(3) Wird der Vorbereitungsdienst unterbrochen, kann der
Oberkirchenrat besonders anfordern: 
a) eine Ergänzung des Lebenslaufes,
b) ein ergänzendes Gesundheitszeugnis von einem vom Ober­

kirchenrat zu benennenden Vertrauensarzt,

c) einen ausführlichen Bericht über die theologische Weiterar­
beit und über gemeindliche Aktivitäten in der Zwischenzeit.

d) ein ergänzendes pfarramtliches Zeugnis.

( 4) Hat der Antragsteller seinen Vorbereitungsdienst in einer 
anderen Gliedkirche der EKD absolviert. kann der Oberkirchen­
rat neben den nach § 27 Abs. 2 des Vikarsgesetzes anzufügenden 
Unterlagen zusätzlich die zur Aufnahme in den Vorbereitungs­
dienst einzureichenden Unterlagen anfordern. 
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(5) l_'hcr die Zulassung ;um Zweiten Thcol"gischcn ExarnL·n
entscheidet der Oberkirchenrat ,rnhand der Lnterlagen, der Be­
richte der \lentoren und des Votums des Rektors des Predigerse­
minar,. Er teilt dem Antragsteller die Entscheidung über die Zu­
lassung schriftlich mit. Eine '\ichtzulassung ist zu begründen . 

(6) l_'ntcrhricht ein Vikar n,1ch der Zulassung ;ur l'rlifung nach
� 10 Abs . .< de, Vik;m,gcsct;c, den Vorbcrcitung,dic'llst, bleibt die 
Zulassung bis zu drei Jahren bestehen. Abgelegte Prüfungen müs­
sen nicht \\iederholt werden. wenn die Dauer der Lnterbrechung 
nicht mehr ab 18 Monate beträgt. 

(7) PrLilung,leistungcn, die vor dem Au"c·hcidcn aus dern
Vorbereitungsdienst gcmfü\ > 27 Abs.-� de, V 1Lusgcsctlcs absol­
viert worden sind, werden bei einer erneuten Zulassung zum 
Examen nicht anerkannt. 

(8) Die staatlichen Regelungen über Prüfungsvergünstigun­
gen für SL'irncrbehindcrlc gehen in der jeweiligen Fassung für da, 
Zweite Thc, ,logische E.\a111c·n enhprcchcnd. 

§ 2
Prüfungsarten 

Die l'nitung besteht aus: 
a) Prax1spm1ekten.
b) Klausuren,
c) der mündlichen Prüfung.

(2) Die Praxisprojekte umfassen folgende Ambildungsberei­
che und Prüfungslcislllngen: 
a) (iottcsdicnst: Entwurf eines Ciollcsdicnstes mit Ausarbeitung

einer Predigt, Durchführung des Gottesdienstes, Nachgc­
spräch:

b) Gemeindepädagogik/Schulpädagogik: Planung einer gemein­
depädagogischen oder ,chulpädagogischen Praxisaufgabe.
Durchnihrung und Nachgcspr:ich:

c) Sccls,11ge: Vorlage eines Seehorgeberichll's:
d) Freie, Projekt für den Ciemcindeautbau oder die Öffcntlich­

keibarbeit.

(3) Klausuren werden geschrieben in:
a) ßibli,L·he Theologie.
b) ( icgem\ artsfragcn aus The, l\ugic und K irchc·.

(4) In der mündlichen Prüfung werden folgende Prüfungs­
fächer geprüft: 
a) Gottesdienst und Verkündigung.
b) Seelsorge in Anknüpfung an die Vorlage eines Seelsorgebe-

richtes,
c) Gemeindepädagogik, Schulpädagogik,
d) Gemeindeaufbau.
e) Kirche als Institution und Kirchenkunde.

§3
Praxisprojekte 

( 1) Für das Praxisprojekt Gottesdienst gelten folgende Be­
stimmungen: 
aJ Der Gottesdienst findet in der Regel in der Ausbildungsge­

meinde als Gemeindegottesdienst statt. 

h I Der Prcdigllc.\l und der Termin nir ,lcn 1u lcitemlcn Ciottcs­
dienst werden\ on der Prüfungskommission bcslimml. Einzu­
reichen ist eine Ausarbeitung, die exegetische, systematische, 
homiletische und liturgische Vorüberlegungen, das Predigt­
manuskript und die Gottesdienstordnung enthält. 

c I Die Arbeit darf cinschlicßliL'h Anmnkungcn und Litl'ralur­
vc11cichnis 211 Seilen nicht überschreiten (DIN A4. 4117eilcn 
je 65 Anschl:ige J. 

dJ Zur Vorbereitung des Gottesdienste.-; hat der Kandidat 28 Tage 
Zeit. Das \Ianuskript der Predigt und die von der Prüfungs­
kommission geforderten Ausarbeitungen sind späte.stens 5 
Tage vor dem Gottesdiensttermin dem \'Oll der Prüfung,lrnm­
mission benannten Prüfer \·011.ukgcn. 

c I Nach dem (;,1ttesdiem1 findet unter der Leitung des \lrtglie­
des der Prüfungskommission. das das Erstvotum zu erstellen 
hat, ein Nachgespräch mit dem Kandidaten statt. Außerdem 
nehmen an dem Nachgespräch in der Regel der zuständige 
Landessuperintendent und der \lenlor teil. lm Nachgespräch 
soll dem Kandidaten Cielegenheit gegeben werden. den Ent­
wurf und die Durchführung lU hegrLimlcn. 

fJ Ein 1wcitcs \!11glied der Prüfungsb.1mmission votiert anhand 
der schriftlichen Ausarbeitung. Eine dritte Beurteilung ist ein­
zuholen, wenn ein Votant die Arbeit mit „ungenügend" be­
wertet hat oder die Voten um zwei oder mehr Noten differie­
ren. 

12) hir das Pra,i.sprojekt (iernerndcpädagogik b1\1. Sc:hul­
pädagogik gelten folgende Bestimmungen: 
a I Der Kandidat kann zwischen einer gemeindepädagogischen 

Aufgabe (z.B. Christenlehre. Konfirmandenarbeit. Jugendar­
beit. Elternarbeit, Erwachsenenarbeit) und einer schulpäda­
gogi,chen Aufgabe ( Religionsuntcrrid1l) auswiihlcn. 

h I Bis zu ('.incrn \ nn der Prüfungsbimmission fcsl/u legenden 
Zeitpunkt benennt der Kandidat die Gruppe bzw. Klasse. in 
der die gemeindepädagogische bz\1. schulpädagogische Pra­
xisaufgabe durchgeführt werden soll. In Absprache mit dem 
für de.n jeweiligen Bereich zustiindigen Mentor kann er einen 
Themenvor,c:hlag einreichen. der nach Möglichkeit berück­
sichtigt werden sollte. 

c I Der Kandidat crslelll einen Pn1jcktenlwurf. Dieser hat bei 
vorgegebenem Bibeltext exegetische, ansonsten sys1emati­
sche. didaktische und methodische Vorüberlegungen zu ent­
halten. Bei einem schulischen Projekt sind die Vorgaben des 
Lehrplanes lU bcrüchichtigen. 

d) Die in � J :\hs. l Buch,l. c und d genannten lksti1rn11ungen
gelten in gleicher Weise.

e) Nach der Durchführung der gemeindepädagogischen Aufga­
be findet unter der Leitung des Mitgliedes der Prüfungskom­
mission, das das Erstvotum zu erstellen hat. ein Nachgespräch
mit dem Kandidaten statt. Außerdem nehmen an dem Nach­
gespräch in der Regel der Referent für die Arbeit mit Kindern
bzw. der Referent für die Arbeit mit Jugendlichen in der
Arbeitsstelle für die Arbeit mit Kindern und Jugendlichen und
der für die gemeindepädagogische Arbeit zuständige Mentor
teil. Wird ein schulpädagogisches Projekt durchgeführt, fin­
det das Nachgespräch unter Beteiligung des für den schul­
pädagogischen Bereich zuständigen Mentors und des Studi­
enleiters für schulpädagogische Fragen im Theologisch-Päda­
gogischen Institut statt.

f) Die Bestimmungen von § 3 Abs.! Buchst. f gelten entspre­
chend.

(3) Für das Praxisprojekt Seelsorge gelten folgende Bestim­
mungen: 
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a) Bi, zu einem von der Prüfunpkornmis,ion festzulegenden
Zeitpunkt kgt der Kandidat einen Bericht (iber ein Sedsorge­
pr<>jd,t vor. 1 , soll aus ,kr Arh,·it im ViLtriat ,·1waL·h,c·11 und
kann bestehen aus einer
- Lingeren ,eelsorgerl ichen Begleitung lli einem Einzelfali

( Kasuali,· ll. ii.J.
1:rngcrcn T(iligh.cil 111 einem ,ecLorgcrl1chcn Arb,:itsfclJ
1 • .\ltersheim u. ä. ).

b) Zur Wahrung des Sceborgcgche1mni,se, sind Pc•rsonenna­
m,·11 und Orl ,na111,·11 ;u ,ind,-rn.

c) Die 'vfüglieder der Prüfungskommission unterliegen der seel­
sorgerlichen Schweigepflicht.

d) lkr Bericht 111ui.\ cnth:tllc'IJ:
die Darstellung der Ausgangssituation.

- die Beschreibung der seelsorgerlichen Beziehung und de,
V,·1-Jaufs dc·s Sc:els()rg,·projd..h.

- die Reflexion der lntaakliompro1,esse.
- die theologische Reflexion des Seelsorgeprojektö.

die zusarnmcnfas,cll(k kritisC'hc Beurteilung des Scclsor­
gc·pn)_jcktc·,.

e) Die Arbeit darf einschließlich . .\nmerkungen und Literatur­
veueichnis 2Cl Seiten nicht überschreiten.

IJ Da, Pro_jl'kt \\ in! \Oll 1wci Mitgliedern dLT Prülun;>ko1rnni,­
sion mit einem Votum\ ersehen und mit einer Note bewertet. 
Eine dritte Beurteilung ist einzuholen, wenn ein Votant die 
Arh,·il rnit .. u11ge11iigL·11d'· hc'\\L'ltl't hat ,,ckr die \',,ten um 
Z\\ ei oder mehr Noten differieren. 

(41 hir das t'rL'il' Projd;l im Ral1111e11 de, Geml'imkaulhaus 
oder der Öffentlichkeitsarbeit gelten folgende Bestimmungen: 
a) Bis zu einem von der Prüfung,kommi,sion festzulegenden

h'itpunkt hc·ncnnt ,kr Ka11did:lt in Ahspr:1d1c mit dem \frn­
tor ,·inen f'n,jckt \ ors,· ldag mit cillcr KuILbL,schrc i bung. Die­
ser sollte nach Möglichkeit berücksichtigt werden.

h) Der Kandidat erstellt einen Prnjektentwurf. Die Prüfungs­
ko1111rnssi\>11 legt dil' projektspc·1i rischcn -\11fmdcru11g,·11 kst

c) Die Arbeit darf einschließlich . .\nmerkungen und Literatur­
verzeichnis 15 Seiten nicht überschreiten.

d) D:t, Projekt lllUl.l bi, /LI einem \()ll der f'riilungsk(lllllllissio11
fe,tgesetzten Zeitpunkt abgegeben werden.

e) Die Bestimmungen , on § 3 Abs. l Buchst. f gelten entspre­
L'i1c·1KI.

(Sl Von den in§ 3 Abs. 2 und Abs. 4 genannten Praxisprojek­
ten mul:\ eine Aufgabe auf die Arbeit mit Kindern ockr Konfir­
mamlcn bc1ogc11 ,ein. 

§4
Klausuren 

( 1) In der Klausur aus der Biblischen Theologie ist wahlweise
eine alt- oder neutestamentliche Perikope zu übersetzen und 
anhand des Urtextes selbständig zu erklären, Die Verkündigungs­
intention des Textes ist in einen gegenwartsrelevanten Zusam­
menhang zu stellen. Je zwei Aufgaben stehen Lur Auswahl. Der 
Kandidat teilt rechtzeitig vor der Klausur mit, ob er eine alt- oder 
neutestamentliche Perikope bearbeiten will. Die Bearbeitungszeit 
für die Klausur beträgt fünf Stunden. Für die Übersetzung werden 
Wörterbücher zur Verfügung gestellt. 

(2) In der Klausur „Gegenwartsfragen aus Theologie und Kir­
che" sind Themen der theologischen Diskussion aus der kirchli­
chen Arbeit zu diskutieren und ist eine eigene Position systema-

tisch-theologisch und praktisch-thc:lilogisch zu begründc:n. Neben 
Themen können auch Texte mit einer Aufgabenstellung zur Bear­
bl'itL111:,, ,orgck!'l werdl'n. l:s wnli,·11 mimk,IL'l1' 1.,,c·i Thl'm,·11 
zur /1.u,wahl götellt. Eine Bibel '1chl lllr \'erfügung. Die Bear­
beitung,zeit für die Klausur beträgt , ier StunJc·n. 

(_,l Die Klau,Lirc:n siud \Oll L\\,:t !v!Jtgltc·dcrn der l'ri.ifung,­
komrn1ssion mit einem ,,·hriftlichen Votum z11 \'ersehen und mlt 
einer :--.:otc 7ll hL'Wcrten. Eine dritte Rcurtcil1111g ist einn1holen. 
\\\'1111 c·i 11 YolanL di,· ArhL·il n1i1 „llll!'c:nii!-(l'IJ,I .. bcwc-rlc'I !iat odc-r 
die Voten um Z\\ ei oder mehr Noten differieren. 

§5
Mündliche Prüfungen 

( 11 In der mündlichen Prüfung hat der Kandidat den \.:achwei, 
zu erbringen, daß er seine Kenntni,se. Fähigkeiten und sein bib­
li,ch-theologi,ches Wiss,·n cinsl'l1,·n kann. Llil1 kirchliLhcs Ibn­
dein thc·olugi,ch und si1Lw1onsgcmid:\ LU ,crJ11twurLt:11. 

(21 In den ein1elnen Prüfungsfächern v.erdcn vor allem di,' 
rolgc11Jl·11 Bcrc·il hc hcriid, ,ichtigt 
a) Guttesdien-.,t und Verkündigung: Umgan� mit biblischen Tex­

ten. Homiletik, Liturgik. Kasualien:
h) S,·L·lsorge: Crc,priicli ;um ScL·l,m_l'chcriLht (,·gl. f'l"a\ispn>­

_iek(, § 3 . .\bs. 3), Seelsorgekrmzcptioncn, seelsorgerliches
Handeln in unterschiedlichen Bezügen:

c) ( ;l•111eimkp:ids1gogik und Sdrnl pcidagogi�: l I rngan),' 1ilit hibl i­
schcn Texten m untcr,chiedlichen Bezügen. lirundke111Hnissc in
Pädagogik. Didaktik und Entwicklungs- und Sozialp,) chologie: 

d) r;,,111cinckaufbau: l.ci1hildcr rn11 Kirche un,I Gemeinde' mit bih­
l1schcr u11J ckkksiolughcher Begründung: Ziele:. \lcthudrn.
;1,lodelle de, Gerneindeautbaus, diakoni,ches Handeln der Ge­
meinden:

e) Knche ah l1htitutio11 und Kirchc·1tl-.undc: \truklm. Urga11i,a­
tion und Leitung der Gemeinde und Landeskirche: Grundla­
gen des Kirchenrechts: Stellung der Landeskirche in der
I:I-.:.D, Vt:1 1-.:.1) und (lku111L'11,·: Kird1c11g,·,chicht,· des 211
J :1hrhunderh.

1 ., ! Die f'rül\111gs1,ei1 hctr;igt riir jeden K,111dida\\'11 111 den ein­
Leinen lkreichcn bis zu L\\a11Lig t\lmulen, bei EinbeLidrnng von 
Übebetlllngen bis zu dreil3ig Minuten. 

(-+ ! Die l'rülu11g linder vor mindestem 1,, ci t\1itglicdern dc:r 
Priifungskommission statt. 

(5) Über die einzelnen Prüfungen ist ein Protokoll zu führen.
Im Protokoll ist im Anschluß an jede Prüfung die erteilte Note 
festzuhalten, 

(6) Der Rektor des Predigerseminars kann an der mündlichen
Prüfung beratend teilnehmen, falls er nicht Mitglied der Prü­
fungskommission ist. 

§6
Bewertung/Gesamtergebnis 

( 1 J Für die einzelnen Prüfungen werden Noten vergeben, 

(2 l Für die Beurteilung der Einzelleistungen sind folgende 
Bezeichnungen vorgesehen; sehr gut ( 1) - gut (2) - befriedigend 
(3 l - ausreichend ( 4) - ungenügend (5 ). 
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( .' 1 l l,1, ( rc·,;1ml,'r)'c'i11Ji-, \\ 11 d mit „bc,1;111,k11'" , ,1kr „11i,·h1 
bc,t.mde·n·· tc,1gc,st,,ll1. l.'hl'r ,Lt, bcst;1mkne' l·.\arn,·11 wird ein 
Zteugnis :iu,gs:stellt. Die,e, t'lilhiilt eint' Aufs!t.'llung aller Einztel­
noten und \I eist au,. daß 1L1, E\am<:n be>ta11dc11 wurde. Eine 
Gesamlprüfung,note wird nicht t'rteih. 

(--IJ ll;h 1 \'1111Cll gilt ,1I, h,·'>lc1n,kn. \\Cllll ,die- \11l,lrdcrungc11 
mit mindc·,lc'11, .. ,1tl\re·1chc11d'" he11,·1te'l wurd,·n ]\1' l'.\;1111c11 gilt 
ah nicht abge,c·hlo,sen, 11e1111 rwch Prüfungen ,1u,stehen bZ\\. 
nach den Bestimmungen 1011 � -, dieser Ordnung '-.",1chprüfungen 
erforderlich ,ind. Das E,a111cn gilt ab nicht be,ta11den. wenn die 
ge,amte Prüfung zu wil!derholen iLI. 

l'.'J IL11 der Kandidat 1L·1, E\,1111L'l1 nidli h,·,t;111,k11 b1\1. ,n1! 
Grund \Ull '-:achprüfungcu 1wd1 nicht abschlicJ;c11 kör111c11, ist 
ihm dies mit Begründung schriftlich mitzuteilen. Zugleich iq ihm 
ein Termin zur Wiederholung bz1\. zur Nachprüfung rn nennen. 

im mündlichen Prül'ung\\'Crfahr\:n und Vcr,tiil.\c­
gc·ge·n diL· ·1ic1ncc11gleic·hlie·i1 die der Kandidat 1'.:ih1L·11d der l'rii­
lung k,tq,·IIL sind un1n1iigli,h he·im Vor,it1cndc11 der l'rii­
fungskommi"ion geltend 7ll machen. Dieser cnhl"heidet n,1ch 
Rücksprachs: mit der Prüfung,k11111mission über die Be,chwerde. 
Jeder K,mdidat hat das Recht. über das Priifung,1 erfahren inner­
halb yon 1--1 T,1gcn Bcschwerck beim Obcrkird1e111,u ein7Lrkgen. 
l lic,er L111n dii, VnL1hre·n ,kr l'rlilun)' nur i11 rcc·lnliL·her l lin,ic·lll
he·c111st;111dl·11 1-ki h·,1'1c·llun� ,·rlidllie·hn rvEingt'I de, Vnlahre·1h
kann er eine \\'1ederholung de, gesamten Examen, oder einzelner
Teil anordnen.

p 
Nat·hprüfungen 

( l I r\,1chprlifungen ,ind 111,,glich. wenn
a) ein Pra,;i, projekt .
b) eine Kl,1LNII' oder
c) bis ;u 111 ci miincllichc Prüfungsfächer rni1 .. ungcnüge·nd'· b,·­

\ILTkl 11 urd,·n.

(2) r\ac·hprüfungen sind in einem Zeitraum \ ,,n sechs Mona­
ten möglid1. 

(3) Nicht bec;tandene Nachrriifungen könnt"n mit Ausnahme
\ 011 B11c·hqc1l1c' a cin111al 11 ink-111< 1l1 werden_ Sc lw11n1 dic·,n dril­
le Vcr,uL·h. i,t da, L,a111cn l'11dgril11g 11ich1 hc,1:111,kn. 

(4) Bei Nachprüfungen sollen mindestens drei Mitglieder der
Prüfungskommission anwesend sein. 

§8
Wiederholung 

( 1) Sind zwei Praxbprojekte mit „ungenügend·· bewertet wor­
den. scheidet der Kandidat aus dem laufenden Prüfungsverfahren 
aus. Das Examen gilt als nicht bestanden, Auf Antrag kann das 
Examen wiederlwlt werden. 

(2) Werden außer den in§ 7 Abs.! Buchst. b oder c genannten
Prüfungen weitere Anforderungen mit „ungenügend" bewertet, 
gilt das Examen als nicht bestanden. Sind dabei alle vier Projekte 
mit mindestens ,.ausreichend·· bewertet worden, brauchen diese 
nicht wiederholt zu werden. 

, 'i F111c \\1,·d,·111,,lunic' dn _l'.1·s.1111lc'11 l'r[i!"ung i,t lrul1L''IL'11, 
11;1ch ,c,·h, l\-Jon,1k·t1 llllli spüte·,1c,11s n,1s·h l·i11e·rn bl1r 

1--I) Da, gesamte E,amten kann einmal wiederholt \\erden. 
Innerhalb cler\Viederlrnlung ist eine :\nc·hprüfung nach� -, .-'\bs. 
Buchst. b oder c d1c,cr Ordnun)' 111ii12licl1. � 7 Ah,. 3 ;Iiil ni,ht. 

* 1) 

Rücktritt und Krankheit 

( l J Der Kandidat Linn bi, Lum Be12inn der mündlichen Prü-
1·un_l'. \Oll de111 L\c1111,·11 1111tcr ,\11gL1hc 1,111 (ir[i11dc·11 111ri1c·k1rc'le·11. 
l lar[iher hinaus k,111n der \"n1·,i11cn,k d,·1 l'r[illlngsl-.111111111"illl1
den Rücktritt empfehlen. 111 d1csc111 1 .tl le gilt das L\8llle11 ab
nic-!1t abgelegt. Die Zulassung bleibt ein Jahr bestehen Die Prü­
fungskommi"i()n kann entscheiden. ,,b bestandene Leistungen in
dit",em Zeitraum Gültigkeit behalten.

1::'J In h,·gr[ind,·1c·n Fidkn kann ck1 \, 11,il/e·11dc dn l'r(1l1111g,­
k,,111111i\S1on die· hi'I lür die· AhgahL' ,kr l'r;i\isprojcl-.k \ L'rlii11-
gern. Der Antrag muß rechtzeitig \Or dem festge,etzten .-'\hg:1be­
ter111in \orliegen. Bei Erkrankung i,t ein (lrztliches Atte,t. dc1, drn 
Zeitpunkt der Erkrankung und die \ (,rauS:-iehtliche Dauer der 
.-\rheit,unfahigkeit feststellt. beizufü!:'.e11 

131 lllcibl (kr l\::111dida1 cine·r l'r(1lu11g ohne· ausr,·1chcmk 
Bt'gründung fern (,der werden Pra,i,prn_iekte ohne ausrcichc'nJe 
Entschuldigung 11icht termingemüß abgegteben, wird die betref­
fende Prüfung,lt"i,tung mit ,,ungenügend" bewertet. 

1-l-1 K:11111 der K,111,lidiil 11c·g._.,, Kr:111kh,·i1 mlcr lllllkrcr ,,-ll\\L'r-
11 IL'_l'.e·mkr (iriin,k dil· n 11ich1 ;u 1,·rtr,·1,·11 haL an e·in,-r l'1(1lu11)' 
mcht tcilnchmrn 11de-r die Prax1,pru_1d.1c nicht tcrmingcm'.\B ci11-
rL"ichen, gilt die je\\ eilige Prüfung ab nicht abgdegt und k,11111 das 
E,;amen unter Jen Bedingungen, die der Vorsitzende im Eirl\ a­
nebmen mit ,einem Stcl!l·ertreter fc,tlegt. fortgesetzt werden. Die 
/11lassung

. 
bleibt ein fahr bcstc-hcn. 

§ 10

Ausschlufi 

t l) Die Prüfung,iei,tung wird mit „ungenügend" bewcrtl.'t. \\ cnn 
der Kandidat he•11ul11L' l lill\mille'I 11it"ht ,111�ih1, u11L·rlauhk' llill\111il-
1c·I h1·11u111 ode-r ,1 1 11,t in irgemki11n \\,·1sc· ;u Llu,che·11 \LTs11c·l11 

(2) In schweren Fällen kann der Aus,chluß von dem Examen
ausgesprochen werden. Die Entscheidung trifft die Prüfungskom­
mission. Sie bestimmt ob und gegebenenfalls w,mn der Betref­
fende die ganze Prüfung wiederholen kann. 

§ 11
Einsichtnahme in Prüfungsunterlagen 

Der Kandidat kann einen Antrag auf Einsichtnahme in den ihn 
betreffe11den Teil der Prüfungsakten stellen. 

§ 12

Prüfungsbericht 

( I) Über die Prüfung ist gesondert an den Oberkirchenrat zu
berichten. Anzuschließen sind die von dem Kamlidaten angefer-
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tigten ,'\rbeiten. dessen i:frurteilungen sowie das Prntokoil der 
mündlichen Pr(ifu ngen. 

(21 ,'\uJkrdem ist dc111 Oberkirchenrat von der Prülungskom­
misswn eine schriftliche Beurteilung des Kandidaten ZLI überge­
hen. Die.,(' soll eine Gc,:1mtcinsckit1un,e enthalten und ;rnch auf 
die rn11c'lnen PrLtlungsk1.'iungen crngchcn. Die Bcurkilung soll 
auch dem Kandidaten in geeigneter \Veise mitgeteilt\\ erden. 

§13
Sprachregelung 

Personen- und J-unkllunsbezeichnungen gelten je\\ eils in der 
weiblichen und männlichen Form. 

§14
Ühergangshestimmungen 

(II Die Prüfungsordnung findet erstmal;, Anwendung für den 
Vorbereitungsdienstkurs l 997/2000. 

( 21 Haben Teilnehmc'r des Vorbereitungsdienstkurse, 1996/99 
die göamte Prlifung zu 11 iederholen, gilt für sie ebenfalls diese 
Onlnung. Narh1,rlifungcn 11c:-rdc11 nc1c·h der ri1sher gcllc·ndcn Onl­
nung. absolviert. 

Sclmnin. 2(1. \Llrz \()<):-; 

§ 13
Inkrafttreten 

Der Yllrsitzenck der Kirchenleitung 
llc,tc' 
Lande, bischol 

Beschlüsse der 9. Tagung der XII. Landessynode vom 26. bis 29. März 1998 

Beschluß XIl/9--1 

lleschluH 
zum Kirchenge,etz vom 6. Dezember 1997 

zur Änderung des Kirchengesetzes 
iihcr die lksoldung und Versorgung 

in der Ernngelisch-Lutherischen 
Landeskirche Mecklenburgs 
(Kirchl. Besoldungsgesetz) 

vom 4. November 1979 

Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 
Mecklenburgs hat das von der Kirchenleitung beschlossene Kir­
chengesetz vom 6, Dezember 1997 zur Änderung des Kirchenge­
setzes iiber die Besoldung und Versorgung in der Evangelisch­
Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs ( Kirchl. Besoldungs­
gesetz) vom 4. November 1979 bestätigt. 

Rampe. 29. März 1998 

Die Landessynode 
Möhring 
Präses 

Beschluß XIl/9-5 

Beschluß 
zum Kirchenge,etz vom 6. Dezember 1997 

zur Änderung des Kirchengesetzes 
der Evangelbrh-Luthcrischen Landeskirche l\lccklcnhurg, 

über die Art und Höhe der Kirchensteuern 
vom 4. November 1990 (KABI 1991 S. 94), zuletzt geändert 
durch Kirchengesetz vom 1. Dezember 1995 (KABIS. 136) 

( Kirchensteuerbeschluß) 

Die Landessynode der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche 
Mecklenburgs hat das von der Kirchenleitung beschlossene Kir­
chengesetz vom 6, Dezember 1997 zur Änderung des Kirchenge­
setzes der Evangelisch-Lutherischen Landeskirche Mecklenburgs 
über die Art und Höhe der Kirchensteuern vom -1. November 1990 
(KABI 1991 S. 94 J. zuletzt geändert durch Kirchengesetz vom 
1. Dezember 1995 (KABIS. 136) (Kirchensteuerbeschluß) bestätigt.

Rampe. 29. März 1998 

Die Landessynode 
Möhring 
Präses 
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lkschlul\ zur Lage in unslTlT ( ;l'sl·ll,dialt 

Das Sllzial\\ort der Kirchen .. Für rn1e Zuku11ft in Solidanüit 

und (inc·olitigh·i1" hat ,ur l'ltll'lll .lailr, ick Pn,blcme in un,ncr 

GesellschJft benannt. Viele haben JJ, Wort begrüßt und gelobt. 
um es d,inn zu den .-\ktcn zu kgen. Praktische Au.,\\irkungen sind 

bisher L,urn sieht h:ir 11·c·nn 111;111 L'i1111ul d,1\ on ,,h,iL·ht. 

da!:, da, lil',priicil ,Lnübl'r 111,lll abgcbr<>chcn hl 

Wir "·:�lagen deshalb erneut 7usUncle in 11n,erer Gc,elh,·haft. 

i11 ckr J1c 7,,hkn der f\k11,ch1.:n. die dur<.'11 ,\rh,·itslusi;c f..,it c11t-
11ürcl1gt werden. ,täm.lig ge"liegcn ,1nd: off:z1ell ,ind e, nahe 

5 Mill: hinzu kommen u. ,t. Jie. die f'.ar ndn mehr erfa!.\t ''- erden. 

• in der iliL' ;\L11,·11kur,e ,1, igc·n. \\ ,·1111 111 ,·i1ic-111 l_ln1L·1 >Jl'11111c·11

weitere Entlassungen angekündigt \\erden.

• in der , on rnanchen, die .-\rbeit habe 11. leicl1tfertig dic:Jenigen

1crurlc'ill WLTdL'll. diL· ,i1·1 c'llllllul1gt u111L'r ihrL'l .. Nut1l<>,igkL·it"'

leiden. weil sie nicht meh1· gebraucht werden.

• in Jer manche Pc,]itikcr trnt oberflächlichen ve1·ilntwortU1\S",losen

VcrsprL·l'hungcn '- ,·r,uchcn. ihre \V,1hl11(),itio11 ;u I crhc,,L'i'll.

• in dc1 ,1cigcmk GL:winnc 1 ,m Untcrnclrnwn 111! Widcr,1,ruch 1u

,'\rtikl? I l-1- GG nie ht ge,cl I s..:haftlich und ,ozi al vcrptlic· IHet ein-

1-!esetzl werden.

• in dn die VL-r1n,·Hlu11g dl·r Zc1hlu11� 1011 S!cuc·rn al, �[c·yc:-L·,

Gcschciftsgeb::iren gilt: fa,t nur die Lohnabhli11gigen und kleine

Unternehmen zahlen von ihrem Einkommen die volle11 Steuern.

• 111 dn ciiL· ,chk-Llitc· Zahl1111gsmm11I ,L·lh,t l111,1111krjlt1_cL'l J\ul­

traggeher kleine Betriebe in den Kr1nkurs treibt.
• in der Konkur,e für persö11liche Bereicherung mißbrauLht unJ

Arhc1111c·hmL'r und KundL'll lllll ihr (;L·ld gL·hrc1L·h1 11 cnk-11.

• in Jer ,uz1ale Ausgaben reduziert 11 erJen unJ 1iek i\knsch<:n

zunebl77end verarmen.

• in der rnit der [ ·rnwcll i1n l .:md n,k-t 1·011 hinaus at1Lh gloh:il

1:um SLl1aucn für 11achf,,ls,·11dc Cic·ncrationcn 1cra11t11,1nu11p­

los umgegangen wirJ und 111 der J:mrns entstehende Gewinne

nicht zum Ausµleich für ,l!ese Sch:iclen einre,et7t wenkn rniis­

'L'IL clic·,L· Kll,tc·n tt·agL'll ,piilL'r di-: gL·sarnlc· (iL·,clisL hart um!

folgende Generaüonen.

\V.ir beklaget1 lk·n ·zu-..tand der CJ-2.�elb.chat\_ ;1ie trotL _;;.okht�� 

Tahachc11 11icht i,ercit i,1. Schritte 1ll tun. \femcncn in ihr-:' 
\\'(,nk /Li i1Li>lc'I1 lllld die· 1111;;11!;1,11•,uc' \\'(ircic· :t!ILT \k11,clici; 

zum lVbi.\,tab de• politiocbcn Handelll, zu machen. 

Es be,reht die Gefahr. d:113 1 ick durch Arbeitsh,,igh·it und 

-\rn1ut \,,·1mffL·11L' .\k1iscl1r·11 ,iL·h niLl>i 111chr .111 dn ( i,·.,,,i11u11g 

der Cicsellschalt beteiligen und ihre \1i>gl1chk1e1ten ckr \1itbe­

,timmung lz. B. \\"ahlen) n1c·ht mehr 11ahrnehmen. 

Wir ,·111arkn 1 ,,11 :tik·ll i1i der Ci,•,L·ll,L'l1al·1 hL·sondL·r, , cr:mt-

wonl1d1,·n Grupr,c1t l'anc1cn. ÜC\\c·rkschaltcn. l'ntcrn,·luncr-

1 Yerbändcn usw. -. dJß sie nicht au,schlidlli,·h Eigenintere;,sen. 

sondern das \Vnhl der Gcsamtc<c,clhchaft vcrn\'tcn und h1crhci 

;1.uch die ,,i1i:d SclmachL111 1111 BliL:k lubcn. 

Umere Kirchl?n dürfen nid!l müde werden. ;:uf der Grundlage 

ihre, Sc1z1ahvortc, immer 11 icder das HanJeln J°iir eine Zu�1111ft in

Solid:rn1:1t und (inl·L·hti,"�L·it c1n1ul•i1\krn un,I dic,c Fr1111ipic11 

in ihrem eigenen Bereich Zl1 beachten. 

Die Landessynode 

\föhrin� 

Pr;i,c, 

Beschiun Xll/9- l l 

Bcschlul\ iilwr die \orlagt" l'incs Slellenpla11es 

Der Oberkircl1cnrat wird gebeten. zum Hau,halt 1999 einen 

dctiidlicTlc'n .StL·lk11pl;1111n11ulq'.L'll. 

Neben dem Stand 1998 ist Jas Soll 1999 Llarzustellen und -

sm1cit L'' 1org:cpbn1 ist -die 1ukii1lf1i�c· Enl\11c'l-.lung. 

Rampe. �9. Mürz 1998 

Die Landessynode 

Möbring 

PriisC\ 

297 .00/49 Ergänzungen und Erläuterungen 
zu den Richtlinien für die Zusammenarbeit zwischen 

Kirche und Gemeinschaftsverein 
vom 29. August 1931 (KABI 1931 S. 177) 

Im Jahr 19:.J erließ der damalige Landc,bischof „Richtlinien 

für die Zu,ammenarbeit zwischen Kirche und Gemeinschaftsver­

ein". Die Richtlinien haben sich in der Folgezeit bewährt. Sie 
beJurften aber inz\vischen einer Weiterentwicklung und auch 

einer Angleichung. die Jen gegenwärtigen Beziehungen zwischen 

der Evangelisch-Lutherischen Landökirche l\1eckle11burgs tmd 

Jem Mecklenburgischen Gemeinschaftsverband e. V. entsprechen 

und sie weiter fördern. 

De,halb sind Jie michfolgenden .. Ergänzungen und EriJute­

rungen .. :· erarbeitet worden. die gemeinsam mit einer Wieder­

holung der Richtlinien ans dem Jahr 1931 abgedruckt werden. 

Schwerin. 17. Februar 1998 

Der Oberkirchenrat 

Beste 

Lande,bischof 
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Erarbeitet auf Gnmcl der Gcspr:d1e zwi,chen eiern Obe1·kir­
chenrat der Evangelisch-Luthcrisc·hi:11 Landeskirche \leckle!l­
burgs ttllll tkr 1 ,·itung ck, lvkckk11hurgi,clw11 C1L't11c:n1sch,1r1,­
verbandes c. V 

1. Di,· Rid11lini,·n 1·<111 1 lJ, 1 sind n.tc·h wil' 1 "r M:1ß,1:1h für d1,·
Lu ,:,mmen;irbcil t11 :,d1cn lkr E, angc ll',ch-Lu thc:ri,chcn
Ltndeskirchc Mecklenburgs unJ dem \lcckknburgi,chen
Gcrneinsch:1r1,vcrband i11ncrl1:1lb der Evc1ngelischc11 l .andc,­
kitc hL· c. \ i'.\l(;Y1. ,eil l'J:'ih Nc1chl,,[gL·1crcin1:cu11g dL·,
l\1e,·klenburgi sehen Gemeinschaftsverein,.

Zu 5. 

Prt'diger und Bunde,11 arte de, \lecklenburgischen Ge111ein­
schaftsverb:1ndcs können zu den Komenren der Propsteien 
un,I Kirchenkreise von ckn Pri,pstcn und l .:111dcssupc'ri11tcn­
d,:ntL:11 cingL·l:1dc11 wn,kn. 
Die Rundschreiben der Lancle"uperintendenten können den 
Gcrncinsch:il'tsprccligcrn auf deren Wunsch zugesandt wer­
d,·11 

Zu 8. 

T:iufen finden. auch entsprechend eiern Selbst,·er,tändnis der 
Lande,kirchlichen Gemeinschaft. grundsätzlich 111 einem 
(;,>1lL'sdicn,1 der E\,tngclisL·h-l uthcri,,hen [.,,11,k,ki,·l'l1c' 
slatt und 1\ erden I tJ11 einem Gemeindepastor , 0111.ogen. 
Ern ächst au, der Arbeit der Landeskirchlieben Gemeinschaft 
ein Tauföc;:-chrcn. \\ 11 ,1 die flcgkitung clcs T:iuflings bis ,ur 
T,tuk mit dn KirchgL·,ncindc , crabn:dc1. Der Taulu11tcrrich1 
( Katechumenat) erfolgt in Ab;-t1rnmung mit dem zustancligen 
Gerneinclcpitstnr. Rei Taufen nach einem gemcimam Yerant­
,, c >rtdcn K:itcchumc11:1l \l.lll ,kr f'rL·dig,·r d,'r l .anckskirchl 1-
chen Gemeinschaft am Taufgottescliemt der Kirchgemeinde 
beteiligt werden. In Ausnahmefallen kann der Gottesdien,-c 
,1u,l1 in Rl1urnc11 dn [;111dcskir,·hlichc11 c;,•mcinsch:tlt t'Ch,t!­
ten werden. Kommt eme eim ernehrnli,·he Regelung nicht 
zustande. i,t der zusUndige Landessuperintendent zu Rate zu 
1.ic·licn.
1\bendmahhkicrn können im Rahmen der rn den R1chthnicn
aufgezeigten Möglichkeiten und unter Einhaltung der dorti­
gc·n Bcdin,:un:ccn durch die' Lall(kskirchliclwn Gc·111c'in,diaf­
tc11 sclhsliinclig gcktcrt wcrdc·n. Der t-.lL·cklcnhLirg"chc C,c:-
111<' i nschafh I erbancl benennt dem Oberkirchenrat alle zwei
Jahre die mit der Leitung des Heiligen Abendmahls beauf­
tragten Prediger.
Bei Trauungen kann der Prediger in Absprache mit eiern
Gemeindepastor die Lesungen oder die Ansprache überneh­
men.
Im Einvernehmen mit dem Gemeindepastor kann bei Beerdi­
gungen der Dienst vom Prediger des Mecklenburgischen Ge­
meinschaftsverbandes ganz übernommen werden.
Alle vorgenannten kirchlichen Handlungen werden nach den
Ordnungen _der Evangelü.ch-Lutherischen Landeskirche
Mecklenburgs vollzogen.

L111de,kirche und Gemeinsch;1rtsvcrbaml wisse11 sich ge­
meinsam , 011 Gott beauftragt. sein Evangelium in Wort und 
T:1! 1u ,t!lcn \frnscli,·11 1t1 lm11:,-,'n. wi,· ,·, in der l-kilit'c11 
Schrift bueugl und in den b angcliscll-Luthcn,chen Bc:­
kenntnisschriftcn au,gckgt ist. Dies geschieht durch Mission 
1111d E,c1ng,·lisalion. rki ,kr \',,rhncirun:,- cv:111g,·lisli,ch,·r 
\et dt1slallu11grn bcrnul1c11 sich Ji..: El·a11:cdisch-Luthcrischc 
L:1ndeskirche Mecklenburgs und der �kcklenburg1sche Ge-
11w1nsch:1r·i,, erhancl urn gq.>e11scitige Information und 7u­
""'111nc11;1rhv1L. l'la111111g. Durchluhrung 1111d N:i,·h:irhc11 kon­
kreter Vmhaben sind auf Ort,el,ene anzu,treben. 

10. 

lJ1L· EC-Krnder- unJ Jugenda1beiL des '.\lecklenburgischen 
Gerneinsch:iftsverbandes e. \. ist ein Dienst innerhalb der 
l-1 ,mgl'li,ch- l .11theri,,·hcn l .andc·,kirchl' Rcgc'lmi,t.\igc Ko11-
tc1i-.1c 1,wischL'll der l.utung der LC-Kinckr- und Jug,'nda1bc1t 
clö \.1ecklenburgischcn Gemeinschafts, erbancles e. V. und 
Lkr Arbeit mit Kindern und Jugendlichen der E, :111gelisch­
l .ud1nisL·h,·11 Lmdc·,l-.1rd1c \kd.lcnhur:cs ,olliL'Il gqitkgt 
1\ erden. 

11. 

Seit Jahren geschieht in Kirchgemeinden und Einrichtungen 
ckr l'1arn·c·lisL·h-I.utlwrischc·11 l.a11dcskirc·hc J\.!c,l-.lcnh11rg, 
'.\lttarbeit sowie Yenrctungsdren,t durch Prediger der Lande,­
kirchlichen Gemeinschaft. Gcrnein�chafr,verbanJ und Lan­
dc,kirchc 1>.crtcn dic,c Zu-;;111,cnarhcit r1 ,,itiv. 

12. 

l li,· L1c11tgL·l1-.ch-l.ulhcri,d1,' [;t11dL'skirchc l'vkL·kknhurgs 1111-
ter,tützt den Mecklenburgischen Gemein,chafü,erband e. Y.
finanziell. Einzelheiten werden in einer Fin:rnzvereinbarung
�lTl'gclt.

13. 

Dte Lcilung,organc , on Evangelisch-Lutherischer Landö­
kirche Mecklenburg, und \lecklenhurgischcr Gernein­
,,·h:1ft.S1·crh:rnd c'. Y. hlcihc11 11m gute Kunl,1klc' hc·rnüht und 
l:iu,chcn lnlcJ1111alic111cn aus. Die 1\n,L·hriltc11 der l.andc,­
kirchlichen Gernein,ctrnften und ihrer PreLliger 11erden dem 
Oberkirchenrat sowie den Landessuperintendenten rnn der 
GesL·hüftsstelle des Mecklenburgischen Gemeinschaftsver­
bandes mitgeteilt. Die Evangdisch-Lutherisc·he Landeskirche 
Mecklenburgs und der Mecklenburgische Gemeinschaftsver­
band e. V. bemühen sich, das Miteinander ihrer hauptamtli­
chen und ehrenamtlichen Mitarbeiter zu fördern und durch 
gegenseitige Fürbitte das Vertrauen sowie die Zusammenar­
beit zu ,tärken. 
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Abschrift 

Kirchliches Amtsblatt 

für Mecklenburg-Strelitz 
Jahrgang 1931 

Au;,gegeben Schwerin. Montag, den 14. September 1931 

Richtlinien für die Zusammenarbeit zwischen Kirche 

und Gemeinschaftsverein 

In Ausführung des � 44 Abs. 1 un;,erer Kirchenverfa,sung. der mir 
die be,ondere Aufgabe zuweist. die kirchlichen Kräfte zu sam­
meln. stelle ich hiermit nach vorgegangener Verständigung mit 
der Leitung des Mecklenburgischen Gemeinschaftsvereins und 
im Einvernehmen mit dem Oberkirchenrat die folgenden Richtli­
nien für die Zusammenarbeit Lwischen Kirche und Gemein­
schaftsverein auf. 

Schwerin. am 29. August 1931 

Der Landesbischof 
Rendtorff 

Landeskirche und Gemeinschaft 

Richtlinien 

1. Übergeordnet ist die Pflicht und der Wille. Gott gehorsam zu
sein und mit seinem Wort unserem Volke zu dienen. Pcr!,0-
nenfragen dürfen niernal'i entscheiden. Macht- und Geltungs­
an;,prüche haben zurückzutreten, vergangener Zwiespalt muß
vergeben und vergessen werden. 'Nenn bei allen Aw,einandcr­
setwngen gläubige Sachlichkeit erstrebt wird.

2. Der ,.Mecklenhurgische Gemeinschaftsverein. eingetra­
gener Verein mit dem Sitz in Güstrow··. i,t von den Organen
der Kirche unabhängig im Sinne des § 4 seiner Satzungen:
„Der Verein treibt seine Arbeit selbständig im Anschluß an die
Grundsätze des Deutschen Verbandes für Evangelisation und
Gemeinschaftspflege'· ( \ gl. auch Punkt 8 ). Ein Ampruch auf 
Auf,icht oder Leitung ,teht den Pastoren und Kirchgemein­
deräten ihm gegenüber so wenig zu wie et\\ a dem C. Y.J.M ..
der Frauenhilfe und ähnlichen Vereinsarbeiten.

3. Der Mecklenburgische Gemeinschaftsverein \\ ill eine „Ge­

meinschaft innerhalb der Landeskirche" ,ein. Es ist keine
Sekte. die die Landeskirche bekämpft. auch keine Freikirche,
die sich neben die Landeskirche stellt, sondern er tut seine
Arbeit im Rahmen der Landeskirche und bei aller Freiheit in
der Verbundenheit des Dienste,.

4. Die Landeskirche i;,t deshalb bereit. die Selbständigkeit des
Mecklenburgischen GcmcinschaftsYCreins zu achten und
seine Tätigkeit als eine Mitarbeit am kirchlichen Leben zu 
\\erlen. Der Gemeinschafts\erein ist bereit. seine Mitglieder
zur Teilnahme am Leben der Kirchgemeinden anzuhalten und
mit seiner ganzen Arbeit ernstlich das Beste der Kirche zu
suchen.

5. Die Pastoren und die Gemeinschaftsleiter sollen sich um per­

sönliche Fühlung und um ein gutes brüderliches Verhältnis

bemühen. Erwünscht ist gegenseitige Heranziehung zur Mit­
arbeit. 

6. Die Veranstaltungen der Gemeinschaft ,ollen die Zeiten der 
kirchlichen Hauptgottesdienste freilassen. auch sonst zeitli­
che, Zusammenfallen mit regelmäßigen kirchlichen Veran­
;,ta\tungen nach Möglichkeit vermeiden. Landestagungen und
größere Konferenzen können eine Abweichung von dieser
Regel nötig machen. Der Gemeinschaftsverein wird aber
hierbei von Fall zu Fall erwägen. ob sich der Hauptgottes­
diemt in den Rahmen der Konferenz einbeziehen läßt. Unbe­
dingt geboten ist die gegenseitige Fühlungnahme vor Anset­
zung \ on Evangelisationen. Missionsfesten und anderen
größeren Veramtaltungcn. erwünscht auch gegenseitige
Bekanntgabe im Gottesdienst und in der Ver,ammlung. gege­
benenfall, auch Überlassung kirchlicher Räume.

7. Öffentliche Angriffe und Anklagen sollen beiderseits vermie­
den \\Uden. Etwaige Streitigkeiten sollen brüderlich berei­
nigt werden. Gelingt das nicht, sind sie möglichst rasch dem
Landesbischof und dem Vorsitzenden des Gemeinschaftsver­
eins vorzulegen.

8. Das Abendmahl. das nach dem Willen des Herrn die
Gemeinschaft mit ihm und die Gemeimchaft der Glieder sei­
ne, Leibes untereinander ,erwirklichen soll. darf nicht
Gegenstand de, Streites und der Trennung ,ein. Die Glieder
der Gemeinschaft ,ollten deshalb durch treue Teilnahme an
den kirchlichen Abendmahlsfeiern ihren Willen zur Kirche
bekunden. Von seitcn der Kirche aber sollte jederLeit
geschlossene Teilnahme der Gemeinschaft an kirchlichen
Abendmahlsfeiern. gegebenenfalls auch zu besonderer Stun­
de. ermöglicht werden, auch von landeskirchlichen Pastoren
geleitete besondere Abendmahlsfeiern in Gemcinschaft;,häu­
sern oder Privathäu,ern. Der Mecklenburgische Gemein­
schaftsverein denkt nicht daran. das kirchliche Abendmahl'
abzulehnen, ,ondern läßt seinen Gliedern unbedingte Frei­
heit. an kirchlichen Abendmahhfeiern teilzunehmen. Er legt
aber Wert darauf. an dem Grund,atz der Gnadauer Richtlini­
en festzuhalten. wonach da, Abendmahl in den Gemein­
,chaft,kreisen und Gemeinschaftslokalen unter Leitung von
Pfarrern oder geordneten Organen der Gemeinschaft unter
Bürg,chaft für Ordnung und Würde durch die verantwortli­
chen Vorstände gefeiert werden kann (vgl. auch Punkt 2). Der
Gemeinschaftwerein hat sich bereiterklärt. dem zuständigen
Pfarramt die Zahl der Teilnehmer mitzuteilen. Von kirchlicher
Seite sollen der Abhaltung solcher Abendmahlsfeiern inner­
halb der Gemeinschaft keine Hindernis,e in den Weg gelegt
werden.

9. Die im Wesen der Sache gegebenen Spannungen zwischen der
Arbeit der Landeskirche und Gemeinschaften lassen sich nicht
durch Richtlinien ein für allemal aufheben. Werden sie im Glau­
ben und in der Liebe getragen. ,o können die Kirche sowohl wie 
die Gemeinschaften nur gewinnen. Jede Herbeiführung eine, 
fruchtbaren Wechselverhältnisses zwischen einer Kirchgemein­
de und einer Gemeinschaft i,t ein Sieg zur Ehre Gottes. Jedes 
Auseinandergehen und Verharren im Streit ist eine Niederlage,
die der Sache des E\ angeliums Schaden tut.

(Vorstehende Richtlinien wurden auf Grund von Vereinbarungen 
zwischen Herrn Landc,bi schof F. Rcnc\torff und Herrn Mis,ions­
inspektor August Dallmeyer veröffentlicht.) 
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Pfarrstellenausschreibungen 

.1219-211/5 

Die Pfamtelle in der Kirchgemeinde Woosten \\ ird gem'.tß § 4 Abs. 
2 und, Pfarrstelknübertragungsgeset1 (KABIS 61) 1ur Wieder­
besetzung durch Wahl des Kirchgemernderale, wm zweiten Mal 
ausgeschrieben. Bewerbungen sind bis zum 31. Mai 1998 an den 
Oberkirchenrat, Postfach 11 ! 0 63. 19[) 1 [)Schwerin.zu richten. 

Schwerin .. 10. Februar 1998 

Der Ohcrkirchenr<1t 
Beste 
Landesbischof 

8108-20/5 

Die Pfarrstelle in der Kirc·hgerneimk Stnnhcrg wird gcrn:iß � -1 
Abs. 3 Pfarrstellenübertragungsgesetz (KABIS. 61) zur Wieder­
besetzung durch Wahl de, Kirchgemeinderates ausgeschrieben. 

Bewerbungen sind bis zum 31. Mai 1998 an den Oberkirchenrat. 
Postfach 11 10 63. 19010 Schwerin. zu richten. 

Schwerin 12. l\Ltrz 1998 

Der Ohcrkirchenrat 
Beste 
Landesbischof 

4112-20/6 

Die Pfarrstelle in der Kirchgemeinde Satnw. !,irchcnkreis 
Rostud„ wird gcnüiß !i -1 . .\bs. 2 Ptarrstellrnlihertragungsgcsetz 
(KABl 1997 S. 61) zur Wiederbesetzung durch Beschluß des 
Oberkirchenrate, ausgeschrieben. Bewerbungen sind bis zum 
31. l\Lti 1998 an den Ohcrkirchem�tl. f\,stfad1 11 lO ()_,_ 19010
Schwerin. zu richten.

Schwnin. 8. April 1')98 

Der Oberkirchenrat 
Beste 
Landesbischof 

8301-20/5 

Die Pfarrstelle in der Kirchgemeinde St. Nikolai zu Wismar wird 
gemäß § 4 Abs. 2 Pfarrstellenübertragungsgesetz (KABI 1997 
S. 61) zur Wiederbesetzung durch Wahl des Kirchgemeinderates
ausgeschrieben. Es ist vorgesehen, daß der pastorale Dienst in den
Kirchegemeinden St. Nikolai und Heiligen Geist zu gleichen
Teilen von dieser Pfarrstelle aus wahrgenommen wird. Bewer­
bungen sind bis zum 31. Mai 1998 an den Oberkirchenrat, Post­
fach 11 10 63. 19010 Schwerin. zu richten.

Schwerin, 8. April 1998 

Der Oberkirchenrat 
Beste 
Landesbischof 

5104-20/4 

Die PLtrrstellc i11 dn verciniglen Kirchgemci11de Luthc-r-St. An­
dreas Rostock. \\ ird gemäB § 4 Abs. 2 Pfarrstellenübertragungs­
gesetz rKABI 1997 S.61) zur Wiederbesetzung durch Wahl des 
Kirchgcrncindcrntcs ausgcsc·hrichen. Bewcrhungen sind bis rnm 
_q. !\Lu 1998 an den Oberkirchenrat. Postfach 11 1 () bJ. 190] ll 
Schwerin, zu richten. 

Selm erin. 8. Apri 1 1998 

Der Oberkirchenrat 
lkste 
Landesbischof 

8401-20/6 

Die Pfarrstelle in der Kirc·hgemeindc Oshccbad Bnl\cnhagcn 
wird gemül.i S -1 Abs. 2 PfarrstellenübertragungsgesctL (KABJ 
S. 611 zur Wiederbesetzung durch Wahl des Kirchgemeinderate,
ausge,chriehen. Bewerbungen sind his zum .' 1. Mai 1998 an den
Oherkird1cnrat. Po\lfach 11 IO 6:,. I Y0I0 Sdl\1-erin. 1.u r·ichten.

Schwerin. 9. April 1998 

Der Oherkirchenrat 
Beste 
Lande,hisch(>f 

3516 '}_[)/2 

Die Pfarrstelle in der Kirchgemeinde Mucho\\. Kirchenkreis Par­
chim. \\ird gemäß � 4 . .\bs. 2 Pfarrstellcnübertrngungsgcsetz 
(KABl S. 61) ;ur Wiederhcsct1.ung durch Bc,c·hlul.\ des Oberkir­
chenrates ausgeschrieben. Bewerbungen sind bis zum 31. Mai 
1998 an den Oberkirchenrat. Postfach 11 10 63. 19010 Schwerin. 
m richten. 

Schwerin, 13. April 1998 

Der Oberkirchenral 
Beste 
Landcshischof 

6303-20/6 

Die Pfarrstelle in den verbundenen Kirchgemeinden Gadebusch, 
Roggendorf und Groß Salitz wird gemäß § 4 Abs. 2 Pfarrstel­
leniibertragungsgesetz (KABI 1997 S. 61) zur Wiederbesetzung 
durch Wahl des Kirchgemeinderates ausgeschrieben. Wohnort 
des Pastors/der Pastorin ist Gadebusch. Bewerbungen sind bis 
zum 31. Mai 1998 an den Oberkirchenrat. Postfach II 10 63. 
19010 Schwerin, zu richten. 

Schwerin. 14. April 1998 

Der Oberkirchenrat 
Beste 
Landesbischof 
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Strukturveränderungen 

2222-12/9 

Umgemeindung von Ortschaften 

der Kirchgemeinde Teterow 

Mit Wirku11g vom 1. Miir; l lJC)X wcrdc11 au, der Kird1gcmcimlc 
Tetero\1 die Ortschaften '.\iiendorf und Pampo11 in die Kirchge­
meinde Hohen Mistorf, die Ortschaften Grambzow und Groß 
Köthel in die Kirchgemeinde füilow und die Ortschaft Appelhagen 
in die Kirchgemeinde Thlirkow/\\'arnkenhagen umgemeindet. 

Schwcri 11. 2-+. Februar 1991< 

Der Oberkirchenrat 
Flade 

Verbindung der Kirchgemeinden Groß Salitz 

und Roggendorf mit Gadebusch 

Die bereib bisher miteinander verbundenen Kirchgemeinden 
Ruggend, irf und Groß Sal i r; werden ;um 1. J u I i 1998 mit der 
Kirchge111c1r1de Gadebusch \'c-rbunden. In d1c·scn verbundenen 
Kirchgemeinden wird eine Pfarr,tcllc zur \Vicdcrbcsctzung frei­
gegeben. Die anderen bisher bestehenden Pfarrstellen werden zu 
ruhenden Pfarrstellen erklärt. 

Schwerin. 2. \.färz 1998 

Der Ober� i rchcnrat 
Flade 

2207-12/2 

Vcrl'inigung dl'r Kirchgt>mcindc Bast>dm\ 

mit dt>r Kirchgemcindt> Giclow 

Die Kirchgemeinden Giekm und Basedow werden mit Wirkung 
vom 1. April 1998 zur Kirchgemeinde Gielow 1ereinigt. Basedo11 
wird zur ruhenden Pfarrstelle erklärt. Mit dem gleichen Datum wer­
den die Di\rkr Dahmen und R\lthen111oor aus der bisherigen Kirch­
gc1neindc· l:L1scdow in die Kird1gc111cinde Biil,l\\ u111ge111eindet. 

Schwerin, 17. März [998 

Der Oberkirchenrat 
Flade 

2207-12/3 

Umgemeindung von Duckow und Pinnow nach Gielow 

Die Ortschaften Duckow und Pinnow werden mit Wirkung vom 
1. April 1998 aus der Kirchgemeinde Malchin in die Kirchge­
meinde Gielow umgemeindet.

Schwerin. 24. März 1998 

Der Oberkirchenrat 
Flade 

.1617-12/ 1 

Yerbindung der Kirchgemeinde Suckow 

mit der Kirchgemeinde Marnitz 

Die Kirchgemeindl· Suckow wird mit der Kirchgemeinde' J\larnitz 
rnit Wirkung 1, im 1. April l 9lJX I crhunden. Suck\m \\ 1rd zur 
ruhenden Pfarrstclk erklürt. 

Schwerin, 7. April 1998 

Der Oberkirchenrat 
Fladc 

Personalien 

123.17/1-+- I 

Pastor Jörg Utpatel. Neubukow. wird mit Wirkung vom 1 . .\1ärz 
1998 zum Propst der Propstei Bukow bestellt. 

Schwerin. 1.,. Februar JlJ98 

Beste 
Landesbischof 

PA Diihring, Didcr/2-2 

Pastor Dieter Döhring, Kloster Dobbertin, hat mit \Virkung vom 
31. Januar 1998 ,einen Dienst in der Evangelisch-Lutheri,chen
Landeskirche J\lecklenburgs beendet. Damit endet sein Auftrag
zur selbständigen Verwaltung der allgemeinkirchlichen Pfarrstel­
le für die Leitung der diakonischen Einrichtung Kloster D,ihbcr­
tin. Pastor Diihnng kehrt in die Nordclh1sche Evangcli,,·h-Luthe­
ri,chc Kirche 1urück.

Schwerin. 25. Februar 1998 

Beste 
Lrndcsb1schot 

PA Reeps, Hartwig /34 

Pastor Hartwig Reeps, Jördenstorf, wird auf seinen Antrag vorn 
5. April 1997 gemäß § 104 Abs. 2 Nr. 1 Pfarrergesetz (KABl
1997 S. 86) mit Wirkung vom 1. April 1998 in den Ruhestand
versetzt.

Schwerin, 10. März 1998 

Beste 
Landesbischof 

PA Wiebering, Joachim /58 

Landessuperintendent Dr. Joachim Wiebering. Rostock, wird auf 
seinen Antrag vom 8. September 1997 gemäß § 104 Abs. 2 Nr. l 
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Pfarrcrfc,etz (K.-\Bl 1997 S. 86J mit Wirkung\ om 1. April 1998 
in den Ruhe,tand \·ersetzt. 

Schwcnn. l 0. 1\lär;. l 99i\ 

Beste 
laamk,l1i,chof 

I',\ Rü 1\. Wolfgang /J5 

Pastor Wolfgang Rüß. Ro,.rock Luther-St. Andreas, wird �wf sei­
nc·n .\111rag \olll 26 . .lanu:JJ 1998 gc·rniiß � 104 \b,. � '.\r I PL11-
rergesetz (KABI 1997 S. 86) mit Wirkung vom 1. April 1998 in 
den Ruhestand Yersetzt. 

Schwcrm, 16. 1\lar-c 1998 

Beste 
l .andc·,h1,,hof

Pastor Dr. Matthias Kleiminger. Güqrow. 11 ird auf Grund der 
Wahl durch die Kird1c·nki1un).' mit \\'irkung I lllll 1 .. \pril l lJ98 
gemäl.1 .-\rtikel 6 .-\bs. 3 Kirchenkreisordnung i KABl S. 28) für die 
Dauer Ion 12 .fahren zum Landessuperintemknten de, Kirchen­
krcisl', Rostock hc·rufc:n und 1.ugkid1 gcmi\ß .\rt1kcl 6 Ah,. 4 Sal; 
2 Kirchl'nkn.:isurdnung ah Prediger an der St. Maricnk1rche zu 
Rostock beauftragt. 

Sdrnc·nn. 24. l\Lirz J<_)')X 

Der Vor,itzcnde der Kirchenleitung 

Beste 
Lande>bischof 

272.JI)/] 14

Ikrr Dr. Ecbrd .Tamil i,t 1011 dc·r Kirc·hcnkitung mit Wirkun;_, 
10111 1 .. -\pril l ')91, gcmäl:\ � l ö l\l K1rchcngc,etz über Jen Datcn­
sclrntz 1ABI. EKD S. 505. KABI 1997 S. 671 zum Datrnschutz­
hcauftr:1gte11 der DiakPnie berufen. 

Sch\\erin. 4. Mürz 1998 

Der \"r,i11c·n,k clc·r Kirc·hc11lc·itu11g 
Beste 
Landöbischof 

272. lCl/114

Frau Sabrina Stcinbring-Galz ist\ 011 der Kirchenki1u11g mit Wir­
kung \ om 1. April 1998 gemäß /j 18 M Kirchengesetz über Jen 
Datt'Jb,hut1 (ABIF.KD S. 505. K.-\BI 1997 S. 6711ur stündigen 
Vertreterin de, J)atcmchu11bc·aurtr;igll.'11 der Diak,1n1c krnkn. 

Sch\1 erin, 4. l\färz 1998 

Der Vorsitzende der Kirc·henleitung 
lk,te 
Landesbischof 

PATimm, Tilmann/91 

Heim gerufen wurde am ::4. Februar 1 CJCJ8 im .-\lter von(,() Jahren 
Prop,l i. R. Tilmann Ti111m. Pa,tur in Grd1bin bei l\1khim 1011 
1957 bis 1971. Pastor in c\eubuklrn \ on 1971 bis 199.'\. 

SdrnL·rin. 12. \l:ir1 1')% 

Beste 
l .andc,hi,dmf
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